Fragen
der
Freiheit

Heft 242
Januar—Marz 1997

Boden- und
Ressourcenbesteuerung




Denn alle Kraft dringt vorwiérts in die Weite,

Zu leben und zu wirken hier und dort;

Dagegen engt und hemmt von jeder Seite

Der Strom der Welt und reif3t uns mit sich fort:
In diesem innern Sturm und dullern Streite
Vernimmt der Geist ein schwer verstanden Wort:
Von der Gewalt, die alle Wesen bindet,

Befreit der Mensch sich, der sich iiberwindet.

Goethe
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Grundlagen und Auswirkungen einer
Bodenwertsteuer

(mit Betrachtungen zur Frage, ob der sog. Bodenmarkt ein Markt ist)

Fritz Andres')

1. Gegenstand und Aufbau der Untersuchung

Der Vorschlag, den reinen Boden, also ohne die Bauwerke, nach seinem
Wert mit einer Steuer zu belasten (Bodenwertsteuer), ist nicht neu. Seine
Befurworter versprechen sich von ihrer Einfuhrung vor allem eine Verbes-
serung der Lenkungswirkungen unserer Bodenordnung. Sie halten also die
derzeit erzielten Lenkungsergebnisse fur verbesserungswiirdig.

Unsere heutige Bodenordnung beruht im wesentlichen auf einer Steue-
rung durch Preise. Diesen wiirde durch eine Bodenwertsteuer ein weiteres
Steuerungsinstrument zur Seite gestellt. Um die von beiden ausgehende
Gesamtwirkung verstehen zu konnen, werden in diesem Beitrag zunachst
einmal die Wirkungsweisen der beiden Steuerungselemente, denen der Bo-
den dann unterliegen wiirde, getrennt dargestellt (Abschnitte IV und V) und
dann in einem weiteren Schritt die aus beiden Betrachtungen gewonnenen
Erkenntnisse zusammengefuhrt (Abschnitt VI)?). Zunichst erscheinen je-
doch einige Voriiberlegungen angebracht (Abschnitte IT und IIT).

11. Voriiberlegungen
1. Bodenrente und Bodenabgaben

Die Preise produzierter Guter hangen von Angebot und Nachfrage, letztlich
also von ihrem Herstellungsaufwand einerseits und von ihrem Verbrauchs-
nutzen andererseits und damit in jedem Fall von endlichen Groflen ab. Zur
Erklarung von Bodenpreisen sind diese beiden Faktoren jedoch offensicht-
lich ungeeignet, denn der Herstellungsaufwand des Bodens ist gleich Null
und sein Nutzen in der Zeit unendlich. Boden hat keine Produktionskosten

') Beitrag zum Buch »Neue Perspektiven des Bodenrechts«, herausgegeben von Hartmut
Dieterich, das demnachst im Verlag Friedr. Vieweg & Sohn, Wiesbaden erscheinen wird.

2) Im Vordergrund dieser Untersuchung stehen die Lenkungswirkungen einer Bodenwert-
steuer, nicht ihre Auswirkungen auf die Einkommens- und Vermogensverteilung. Jedoch
sind es nicht selten vom Nutzungsinteresse abgekoppelte Einkommens- und Vermogens-
interessen, die die Lenkung und Verteilung des Bodens mafigeblich beeinflussen. Inso-
fern sie fur die Lenkungsmechanik der Bodenordnung von Bedeutung sind, werden sie
daher mitbehandelt.
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Fritz Andres: Grundlagen und Auswirkungen einer Bodenwertsteuer — Ist der Bodenmarkt ein Markt?

und sein Gebrauch fuhrt — anders als bei den Waren — nicht zu seinem Ver-
brauch, so daBl im Prinzip eine ewige Nutzung moglich ist. Da die Grund-
stucksnutzung nur in der Zeit realisiert werden kann, aber ohne zeitliche Be-
grenzung moglich ist, findet ihre ©konomische Bewertung ihren
unmittelbaren Ausdruck in laufenden Nutzungsentgelten, die den Nut-
zungsvorteilen entsprechen. Volkswirtschaftlich nennt man den 6konomi-
schen Wert der laufenden Nutzungsvorteile Bodenrente. Sie wird sichtbar
im Ertrag, den der Eigentumer erzielen kann, wenn er sein Grundstiick dem
meistbietenden Pachter, Erbbauberechtigten usw. zur Nutzung uberlaf3t
bzw. in den ersparten Kosten, die er im Falle der Eigennutzung in seine
Rechnung einstellen kann?). Die Bodenrente zeigt die marktméBige Bewer-
tung der Vorteile der Grundstucksnutzung und damit ihrer Knappheit an.
Bodenabgaben stellen stets eine Minderung dieser Vorteile und daher eine
mehr oder minder hohe Belastung bzw. Abschopfung der Bodenrenten dar.

2. Bodenrenten und Bodenpreise

Wie aus den im Prinzip ewig flieBenden Bodenrenten endliche Preise wer-
den, ist aus der Bodenordnung heraus nicht zu erklaren. Die Ubersetzung
von ewigen Renten in Preise bzw. endliche Kapitalsummen (Kapitalisie-
rung) ist ein Schritt, der nur auf dem Kapitalmarkt durchgefuhrt werden
kann, denn nur er liefert im Zins den Kapitalisierungsfaktor, mit dem das
Kunststiick zuwege gebracht werden kann, einen ewigen Strom in ein endli-
ches Gefal3 zu bannen. Auf dem Kapitalmarkt entspringt einer endlichen
Kapitalsumme eine ewige Reihe von Ertragen (Zinsen), deren Hohe sich
nach dem Zinssatz richtet. Der ewigen Reihe von Ertragen, die aus einem

%) An dieser Betrachtung andert sich nichts dadurch, daB es neben der kommerziellen Nut-
zung des Bodens insbesondere im Wohnungsbereich auch eine konsumtive Nutzung gibt.
Wer ein Eigenheim bauen will, macht bei der Beurteilung des Kaufpreises keine Rech-
nung auf, in der er die Bodenrente des Grundstucks kapitalisiert. Aber auch er wird sich
uberlegen, ob die Nutzungsvorteile des in Aussicht genommenen Grundstuicks im Ver-
gleich zu anderen Grundstucken einerseits, aber auch zu anderen Moglichkeiten der Ka-
pitalverwendung nicht zu teuer bezahlt sind. Diese Vorteile gehen insofern durchaus in
seine Rechnung ein. Auch in der Abwagung zwischen eigenem Bewohnen oder Vermie-
ten eines Hauses ist eine marktmaBige Bewertung der Bodennutzungsvorteile zwangslau-
fig enthalten. SchlieBlich wird der Eigenheimbauer fur denselben Boden nicht mehr be-
zahlen als ein kommerzielles Unternehmen des Mietwohnungsbaus, das darauf achtet,
daf} seine Investition zumindest die Rendite vergleichbarer Anlagen auf dem Kapi-
talmarkt erreicht. Daraus ergibt sich, daf} die konsumtive Nutzung des Bodens letztlich
von den gleichen Gesetzen beherrscht wird wie die kommerzielle, auch wenn die Boden-
rente nicht als Zahlungsstrom, sondern als laufender Nutzungsvorteil, also »in natura« als
sogenannte Konsumentenrente anfallt.
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Grundstuck, etwa als Pacht, zu erwarten ist, entspricht daher bei gegebenem
Zinssatz auch eine bestimmte Kapitalsumme (Bodenpreis), die bei sinken-
dem Zinssatz steigt und bei steigendem Zinssatz sinkt, weil bei sinkendem
Zinssatz eine hohere und bei steigendem Zinssatz eine niedrigere Kapital-
summe erforderlich ist, um einen der Pacht entsprechenden Zinsertrag auf
dem Kapitalmarkt zu erreichen. Dabei ist der jeweilige Realzins, d.h. der
Zins nach Abzug des Inflationsanteils mafigebend. Andert sich der Realzins
auf dem Kapitalmarkt merklich, so steigen oder sinken demnach die
Bodenpreise, ohne daf sich an dem Verhaltnis des Angebots zur Nachfrage
auf dem Bodenmarkt irgend etwas geandert zu haben braucht. Bodenpreise
hingen so zwar einerseits von einem bodenbezogenen Faktor, den erwar-
teten Bodenertragen (Bodenrenten) ab, andererseits aber mit dem Zinssatz
auch von einer GroBe, die mit der Bodenordnung so gut wie nichts zu tun
hat, sondern sich im wesentlichen aus Angebot und Nachfrage auf dem
Kapitalmarkt und damit aus der Kapitalknappheit ergibt. Es bleibt daher
festzuhalten, da3 Bodenpreise keine reinen Phanomene der Bodenordnung
sind.

3. Wechselseitige Abhdngigkeiten von Bodenabgaben
und Bodenpreisen

Belastet die Abgabe auf den Boden seinen Ertrag (Bodenrente) und stellt
der Preis die Kapitalisierung eben dieses Ertrages dar, so streiten beide of-
fenbar um die gleiche Beute. Eine Abgabe, die einen Teil des Ertrags des
Bodens erfait, die den Ertrag also mindert, 14t entsprechend weniger zum
Kapitalisieren tibrig, so daf der Preis des Bodens, gleichbleibende Hohe des
Zinssatzes vorausgesetzt, sinkt. Erfafit die Abgabe den vollen Bodenertrag,
so bleibt nichts mehr zur Kapitalisierung ubrig und der Preis des Bodens
fallt auf Null.*) Gibt es andererseits keine Abgabe auf den Boden, so steht

4) Der Ausdruck ,,Bodenwertsteuer* ist insofern nicht richtig, als die Steuer primir die Bo-
denrente erfaB3t (s. II.1.). Solange die Abgabe und daher auch ihr Einfluf} auf die Preise ge-
ring ist, kann sie zwar durchaus in Prozentsiatzen von Bodenpreisen oder -werten, d.h. von
kapitalisierten Restrenten erhoben werden. Je hoher sie jedoch ist, desto mehr macht sich
ihr EinfluB in sinkenden Preisen bemerkbar, so daBl diese nicht mehr als Anknup-
fungspunkt fur die Steuer geeignet sind, was am Extremfall eines Sinkens der Bodenprei-
se auf Null bei voller Erfassung der Bodenrente durch die Steuer besonders deutlich wird.
Der Ausdruck »Bodenrentensteuer« ware zwar sachlich zutreffend, ist jedoch mit dem
Nachteil belastet, dafl der Schlusselbegriff der Bodenrente leider nicht allgemein als be-
kannt vorausgesetzt werden kann. »Bodensteuer« wire zwar nicht falsch, empfiehlt sich
aber nicht, nachdem der Vorschlag einer Bodenflachensteuer immer mehr in die Diskus-
sion gebracht wird. So bleibt es wohl am besten — bei allen Vorbehalten — bei der Bezeich-
nung »Bodenwertsteuer«.
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der ungeschmalerte Ertrag fur die Kapitalisierung zur Verfugung: der Bo-
denpreis stellt dann den vollen Wert des Bodenertrags auf dem Kapitalmarkt
dar.

111. Das Lenkungsziel

Betrachtet man den Boden vom Ausgangspunkt her als ein knappes, offent-
liches Gut, das jedoch in der Regel der privaten Nutzung zugefuhrt werden
muB, so kann das Lenkungsziel der Bodenordnung nur in einer Optimal-
verteilung des Bodens nach seiner tatsachlichen und rechtlichen Nutzbar-
keit auf die Nutzer nach ihren Fahigkeiten bestehen, —im »Wandern des Bo-
dens zum besten Wirt«, wie man das einmal bildhaft ausgedriickt hat.

Es zeigt sich dabei, daf} das Lenkungsziel nie als ein fur allemal erreicht
angesehen werden kann, daf das Lenkungssystem vielmehr so eingerichtet
werden muf}, da3 Nutzungsrechte am Boden immer nur »auf Bewdhrung«
zugeteilt und nur unter der Voraussetzung laufender Bewahrung aufrechter-
halten werden konnen. Denn sowohl die Fahigkeiten der Nutzer als auch die
Nutzbarkeit der Grundstiicke unterliegen dem Wandel. Eine heute erreichte
Optimalverteilung der Nutzer auf die Grundstucke kann schon morgen vom
Optimum mehr oder weniger abweichen. Das Lenkungssystem sollte daher
so eingerichtet sein, da3 Abweichungen vom Verteilungsoptimum mog-
lichst von selbst die Krafte wachrufen, die seine Wiederherstellung bewir-
ken.

1V. Grund_ziige einer abgabengesteuerten Bodenordnung’)
1. Allgemeine Betrachtungen zum Bodenmarkit®)

a) Zur Abgabenhohe: Bei einer reinen Abgabensteuerung erfalit die Abgabe
die erzielbare Bodenrente voll. Fur unbebaute Grundstucke wird dann
keine uiber der Abgabe liegende Pacht bzw. beim Verkauf kein Preis mehr

%) Eine abgabengesteuerte Bodenordnung kann hier nur in einigen groben Zugen skizziert
werden. Es geht um die Darstellung ihrer Hauptwirkungen, aus denen der Einflu} einer
Bodenwertsteuer abgeleitet werden kann. Die Voraussetzungen ihrer Funktionsfahigkeit
im einzelnen und ihre Wirkungen auch unter Einkommens- und Vermogensaspekten sind
in dem Beitrag von Jobst v. Heynitz in diesem Band und in der dort angegebenen Literatur
niher beschrieben.

%) Die Ausfihrungen dieses Abschnitts werden Zweifel daran wecken, ob es richtig ist, beim
Boden von einem Markt zu sprechen. Zu sehr verbinden wir mit diesem Begriff einen
Leistungsaustausch, der beim Boden nicht stattfindet. Andererseits gibt es Angebot und
Nachfrage! Wir verwenden also den Ausdruck nur unter Vorbehalt.
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erzielt, bebaute Grundstiicke werfen bei Verpachtung oder Verkauf nur
noch den Gegenwert des Bauwerks ab.

Fur die Frage der Ermittlung der Bodenrenten sei daran erinnert, daf der
Boden schon heute originar nur aufgrund seines Ertrags, d.h. aufgrund
der Bodenrente bewertet werden kann. Aus den Mietspiegeln lassen sich
Ruckschlusse auf die Hohe der Bodenrenten ziehen. Nutzungsentgelte,
die der Staat beim eigenen Grundbesitz in Form von Pacht- bzw. Erbbau-
zinsen erzielt, konnen weitere Anhaltspunkte liefern. In ahnlicher Weise
wie heute von den Gutachterausschussen aus solchen und dhnlichen Be-
obachtungen Bodenrichtwertkarten abgeleitet werden, lassen sich auch
Bodenrentenkarten erstellen, aus denen die Hohe der erzielbaren Boden-
renten und damit die Hohe der zu erhebenden Abgaben unmittelbar abge-
lesen werden kann.

b) Das abgabenbelastete Bodeneigentum als entkapitalisiertes Nutzungs-
recht: Bringt die Bodenrente die marktmafBige Knappheit des Bodens zum
Ausdruck, so nimmt eine Abgabe in Hohe der Bodenrente dem Boden sei-
nen Knappheitswert. Bei Preisen von Null ist das Bodeneigentum nur
noch ein Nutzungsrecht ohne Kapitalwert. Der Zugang zum Bodeneigen-
tum setzt dann nicht mehr eigenen oder geliehenen Kapitalbesitz voraus,
sondern ausschlieBlich eine Nutzung, durch die die Bodenrente erwirt-
schaftet und die Abgabe daher gezahlt werden kann. Zugleich beschrankt
die Abgabe das Interesse des Erwerbers auf die von ihm nach Grofle,
Qualitat und Lage wirklich benotigte Flache (flachensparende Nutzung).
Schon vom Zugang her ist so die beste Voraussetzung dafur geschaffen,
daB3 im Rahmen einer Gesamtverteilung jedem das Grundstiuck zu-
ganglich wird, fur das er der beste Nutzer ist. Eine unmittelbare Nut-
zungsorientierung der Bodenordnung ist von Anfang an gew#hrleistet.

¢) Vergleichende Bemerkungen zu Waren- und Bodenmirkten:

(1) Marktcharakteristik: Bei den Waren spielt sich der Ausgleich zwi-
schen Angebot und Nachfrage letztlich zwischen Herstellungsauf-
wand und Verbrauchsnutzen ab, die dahinter stehen. Es ist die Span-
nung zwischen zwei Polen, die durch den Preis ausgeglichen wird, —
einen Preis, der die Produktion zur Hervorbringung derjenigen
Herstellungsmengen anreizt, auf die er zugleich die Nachfrage
zuruckdrangt.

Beim Boden handelt es sich dagegen nicht um den Ausgleich zwi-
schen zwei Polen, sondern um das Finden des Gleichgewichtspunkts

Fragen der Freiheit, Heft 242 (1997) 7
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im Optimum der Verteilung, der gegeben ist bei bestmoglicher Zuord-
nung der Nutzer mit ihren unterschiedlichen Fahigkeiten zu den
Grundsticken mit ihrer unterschiedlichen Nutzbarkeit (siehe III). Es
handelt sich dabei um einen Zustand, der durchaus die Bezeichnung ei-
nes Gleichgewichts verdient, sofern nur bei jedem Abweichen aus ihm
selbst heraus die Krafte hervorgerufen werden, die die Abweichung
korrigieren und zum Optimum, zum Lenkungsziel zuriickfuhren.

Kann man Angebot und Nachfrage auf dem Warenmarkt mit einer
Waage vergleichen, so ist der Bodenmarkt eher durch einen Kreisel
zu versinnbildlichen, der einen Gleichgewichtspunkt hat, auf dem er
steht, der aber eine standige Rotation zur Gleichgewichtsbedingung
hat, in der er durch den Peitschenschlag erhalten werden muf3. Unter
der Voraussetzung ausreichender Rotation findet der Kreisel auch
bei Gleichgewichtsstorungen, die z.B. durch Unebenheiten des
Untergrundes verursacht werden, stets wieder zum Gleichgewichts-
punkt zuriick. Die Abgabe auf die Bodennutzung entspricht dem
Peitschenschlag bzw. der Rotation, weil sie — wie wir sehen werden —
von selbst im Falle von Abweichungen die korrigierenden Krafte
hervorruft, die das Gleichgewicht wieder im Zustand des Vertei-
lungsoptimums stabilisieren.

(2) Punktuelles und kontinuierliches Lenkungsziel: Mit dem genannten
Unterschied zwischen Waren- und Bodenmirkten hangt ein anderer,
ebenfalls charakteristischer, eng zusammen. Der Ausgleich von Ange-
bot und Nachfrage ist auf den Warenmirkten fur die vorhandenen Wa-
ren eine einmalige, punktuelle Angelegenheit. Die Preise haben zwar
fur die weiteren Planungen der Produzenten und Konsumenten eine
Orientierungsfunktion, aber genau besehen kommt es hier auf die
Preiserwartungen an. Die jeweiligen Preise haben zunéchst einmal ihre
Aufgabe erfullt, wenn sie bezahlt sind und der Umsatz getitigt, die Pro-
duktion der Periode abgesetzt ist. Die Ware verschwindet dann aus dem
Wirtschaftskreislauf, sie wandert ab in den Verbrauch.

Im Unterschied zur Ware verschwindet der Boden aber nie aus dem
volkswirtschaftlichen ProzeB. Er geht nicht den Weg vom Hersteller
zum Verbraucher, seine Strecke ist keine endliche. Er war vielmehr
schon immer da, der Mensch kann ihn nur nutzen; ein Nutzer 10st den
andern ab, der Boden bleibt.

Es genuigt daher auch nicht und ist jedenfalls nicht sachgemal3, wenn die
Knappheit des Bodens nur punktuell gemessen wird. Die kontinu-

8 Fragen der Freiheit, Heft 242 (1997)
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ierliche Nutzungsmoglichkeit, die er bietet, und die laufende Verande-
rung der marktmaBigen Bewertung dieser Nutzungsmoglichkeit macht
vielmehr einen kontinuierlich arbeitenden Knappheitsmesser, einen
Stromungsmesser wiinschenswert, der die Knappheit der Grundstucke
laufend anzeigt.

Auch muf} das Lenkungsziel der Bodenordnung — im Prinzip — darin be-
stehen, eine Optimalverteilung der Grundstucke auf die Nutzer dauernd
zu bewirken, d.h. in einem dynamischen Prozef3 Besitz und Nutzung
laufend zur optimalen Deckung zu bringen (siehe III). Wo dieses Ziel
erreicht ist, ist ein effektives Spiel von Angebot und Nachfrage uiber-
flussig; es genugt, wenn diese beiden Krifte latent (potentiell) vor-
handen sind.

Laufende Abgaben in Hohe der erzielbaren Bodenrenten fuhren auf
okonomischem Wege dieses Lenkungsziel laufend herbei. Denn sobald
und in dem Mafe, wie die effektive Nutzung nicht oder nicht mehr den
tatsachlichen und rechtlichen Moglichkeiten, die das Grundstuck bie-
tet, entspricht, tut sich unter dem EinfluB3 der Abgabe eine Spannung
zwischen Angebot und Nachfrage auf: Der Nutzer wird die Abgabe
nicht mehr erwirtschaften und deshalb, sofern er sie nicht aus anderen
Einkommensquellen zahlen will, das Grundstiick zum Angebot brin-
gen, das auf dem Markt auch Nachfrage findet, da es ja die marktmafige
Bewertung der Nutzungsvorteile des Grundstucks ist, die die Hohe der
Abgabe bestimmt. Das bedeutet, da3 das Verteilungsergebnis rechtlich
zwar ohne zeitliche Begrenzung festgeschrieben werden kann, jedoch
zugleich nur unter dem Vorbehalt laufender okonomischer Bewdhrung
zugesprochen wird, damit es einer laufenden Optimierung zuganglich
bleibt. Der Bodenordnung wird so eine Tendenz zur kontinuierlichen,
nutzungsbezogenen Umverteilung und Neuzuordnung der Grundstiicke
eingepflanzt, die uberall dort wirksam wird, wo die tatsachliche hinter
der moglichen Nutzung deutlich zuruickbleibt. Zwar wird die Aufgabe
des Grundstucks durch den Nutzer in diesen Fallen oft nicht zwingend
sein, da er die Abgabe ganz oder teilweise auch aus anderen Einkom-
mensquellen oder durch Verminderung seiner Ausgaben aufbringen
kann. Aber es geht auch gar nicht um einen bodenpolitischen Perfektio-
nismus, der mit der Freiheit des Einzelnen nicht vereinbar ware, son-
dern um die Etablierung des offentlichen Interesses an einer funk-
tionsfahigen Bodenordnung, dem sich der Einzelne, z.B. zur
Vermeidung einer personlichen Harte, in gewissem Umfang durchaus
entziehen kann, sofern er an anderer Stelle zu entsprechenden Ein-
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schrankungen und Opfern allein oder mit fremder Hilfe bereit und in
der Lage ist (zur finanziellen Ausstattung der Nutzer siche Fufinote 6).

(3) Marktausgleich: Wo der Markt bestimmt wird von Herstellung und Ver-
brauch, vollzieht sich der Ausgleich durch Transaktionen. Wo sich je-
doch, wie beim Boden, lediglich eine optimale Zuordnung einspielen
und laufend bewahren muB, ist die Transaktion nur dort erforderlich,
wo Zuordnungen sich im Laufe der Zeit vom Optimum entfernen und
sich nicht anders als durch Transaktion wieder dorthin zuruckfuhren
lassen. Solange das Lenkungsziel erreicht ist, kann man daher auch oh-
ne oder bei nur wenigen Transaktionen von Marktausgleich sprechen,
wenn nur gewahrleistet ist, dafl jede Abweichung das potentielle Spiel
von Angebot und Nachfrage zu einem aktuellen werden lat. Ent-
scheidend ist, daB3 durch die Abgabe so der gesamte Grund-
stiicksbestand und die Gesamtheit der Nutzer in den Gleich-
gewichtsprozel} einbezogen werden.

(4) Marktraumung: Wenn Warenpreise sich unter Wettbewerbsbedin-
gungen bilden, fuhren sie zur Raumung des Marktes, d.h. sie pendeln
sich auf einer Hohe ein, auf der die Nachfrage gerade das gesamte An-
gebot aufnimmt. Waren die Preise hoher, bliebe ein Teil des Angebots
liegen, waren sie niedriger, ginge ein Teil der Nachfrager leer aus.

In ahnlicher Weise sorgt eine Abgabe in Hohe der Bodenrente fur eine
Deckung von Angebot und Nachfrage auf dem Bodenmarkt. Liegtdie Ab-
gabe Uber der Bodenrente, so zieht sich die Nachfrage so weit zuriick, bis
die Bodenrente der dann noch genutzten Flache dadurch, d.h. durch die
Kontraktion der Nachfrage, auf das Niveau der Abgabe steigt. Es bleiben
dann planerisch ausgewiesene Flichen ungenutzt. Liegt umgekehrt die
Abgabe unter der Bodenrente, so findet entweder die ber das Angebot
hinausgehende Nachfrage ein Ventil in sich bildenden Bodenpreisen oder
es geht ein Teil der Nachfrager leer aus, was Druck auf die Pla-
nungsinstanzen zum Ausweis weiteren Baulands bzw. zur Erweiterung
der zulassigen Nutzung bereits ausgewiesener Flachen bedeutet.

Bodenabgaben in Hohe der erzielbaren Bodenrenten begrenzen also die
Nachfrage auf die zur Nutzung ausgewiesenen Flachen, bringen diese
Flachen aber auch voll in die Nutzung. Die 6konomische und die plane-
risch-okologische Nutzungsgrenze werden zur Deckung gebracht. Die
Bodenordnung ist in diesem wesentlichen Punkt planungsneutral!
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Eine Abgabe, die die volle Bodenrente erfafit, erfullt also nach den bisheri-
gen Feststellungen auf dem Bodenmarkt im wesentlichen die Funktionen,
die von den Preisen bei Wettbewerb auf den Warenmarkten bekannt sind.
Sie ist daher das adaquate Lenkungsinstrument zur Erreichung des Len-
kungsziels (I1T).

2. Die Lenkungswirkungen der Abgabensteuerung

Die von der Abgabe ausgehenden Lenkungswirkungen wurden im we-

sentlichen bereits beschrieben. Sie lassen sich wie folgt zusammenfassen:

a) Der kapitalfreie Zugang zur Bodennutzung: Ist der Boden ohne Kapital-
einsatz, namlich nur unter der Voraussetzung der laufenden Abgabenzah-
lung zuganglich, so bedeutet das im Zugangsbereich eine reine Nut-
zungsorientierung der Bodenordnung (siehe IV.1.b).

b) Die laufenden Lenkungswirkungen: Die Abgabensteuerung erreicht
nicht nur die Begrenzung der Gesamtnachfrage auf das Gesamtangebot
(siehe IV.1.c.(4)), sondern auch im einzelnen die optimale Zuordnung
der Grundstiuicke nach ihrer zuldssigen Nutzung zu den Nutzern nach
ihren Fahigkeiten, d.h. das Verteilungsoptimum, das eigentliche Len-
kungsziel (siehe IV.1.c.(2)).

3. Die Planungsneutralitdt

Bestimmt die Planung Art und Umfang des Nutzungsrechts und liefert der
Markt in der Bodenrente seine Bewertung, so macht eine Abgabe, die die
Bodenrente abschopft, die Bodenordnung planungsneutral.

Wir sind der Planungsneutralitat der am Boden hangenden Interessen
schon begegnet, als wir feststellten, daf3 eine Abgabe in Hohe der Bodenren-
te den Druck zum Ausweis immer neuer Nutz- und Bauflachen von den Pla-
nungsinstanzen nimmt, weil sie die Nachfrage auf die bereits ausgewiese-
nen Flachen begrenzt (siehe IV.1.c.(4)). Dieser Effekt an der Peripherie
kann naturlich nur eintreten, weil auch im Bestands-Innern die Abgabe
entsprechend begrenzend auf die Nachfrage wirkt, indem sie zur boden —
(weil abgaben —)sparenden Nutzung anhilt.

Aber auch fur die vom Planungsrecht zu entscheidenden Frage der Art
und des AusmaBes der zuldssigen Nutzung macht die Abgabe die Boden-
ordnung planungsneutral. Denn auch jede Erweiterung der Nutzbarkeit der
Grundstucke, deren okonomischer Wert heute den Eigentumern ohne Lei-
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stung zugute kommt, wird durch die Abgabe 0konomisch neutralisiert. Dem
Interesse an der Beeinflussung der Planung ist daher durch die Abgabe im
Prinzip der bkonomische Boden entzogen. Auch mindert die von der Abga-
be ausgeloste, nutzungsbezogene Mobilisierung des Bodens das Motiv der
Nutzer, Druck auf die Planungsinstanzen auszuuben mit dem Ziel, die
zulassige Nutzung ihres derzeitigen Grundstiicks ihren Wiinschen anzupas-
sen, denn ihre Chance wiachst, ein anderes Grundstiick zu finden, das die
von ihnen beabsichtigte Nutzung schon jetzt zulaft.

Eine abgabengesteuerte Bodenordnung ist demnach sowohl quantitativ,
d.h. hinsichtlich des Umfangs der fur die verschiedenen Nutzungen ausge-
wiesenen Flachen, als auch qualitativ, d.h. hinsichtlich der zulassigen Nut-
zung bereits ausgewiesener Flachen planungsneutral. Das kommt nicht nur
der Qualitat der Planung zugute, die nun problemlos in offenen, demokrati-
schen Prozessen ihre Legitimation suchen darf und nicht mehr durch
intervenierende Interessen verzerrt wird, sondern auch der Bodenordnung,
die nicht mehr durch Spekulation auf bestimmte Planungen gestort wird.

4. Die Einkommens- und Vermogensneutralitdt

Im Vordergrund dieser Untersuchung stehen die Lenkungswirkungen einer
Bodenwertsteuer, nicht ihre Auswirkungen auf die Einkommens- und Ver-
mogensverteilung. Zur Abrundung der Darstellung einer abgabengesteuer-
ten Bodenordnung sei jedoch nochmals darauf hingewiesen, dal die Abga-
be dem Bodeneigentum mit der Bodenrente den Vermogenswert entzieht,
was sich in Preisen von Null zeigt (siehe dazu I'V.1.a und b). Einkommens-
und vermogensmalige Uberlegungen und darauf gerichtete Interessen, Fra-
gen der Wertsteigerung und der Spekulation sind in einer solchen Boden-
ordnung mit dem Eigentum dann nicht mehr verbunden’).

7) Auch Streit und Krieg um Boden und Bodenschitze sind — soweit okonomisch bedingt —
kaum mehr denkbar, sofern die Vorteile der Nutzung laufend abgeschopft werden. — Der
Frage der Verwendung der Abgabe nachzugehen, wurde den Rahmen dieser Unter-
suchung sprengen. Es sei hier nur darauf hingewiesen, da3, wenn man ein gleiches Recht
aller Menschen an der Erde und ihren Schétzen anerkennt, eine gleichmaBige Ruckver-
teilung der Abgabe pro Kopf der (Welt-)Bevolkerung die 0konomische Realisierung die-
ses Rechts bedeutet. Wer dann nicht mehr und nicht weniger Boden als der Durchschnitt
aller Mitmenschen nutzt, hat diese Nutzung im Ergebnis kostenlos, da der auf ihn entfal-
lende Anteil aus der Ruckverteilung der von ihm zu zahlenden Abgabe entspricht (siehe
zu den Einzelheiten auch den Beitrag von v. Heynitz in diesem Buch). Damit ist zugleich
einer der wichtigsten Faktoren bezeichnet, der die strenge Nutzungsorientierung einer
reinen Abgabensteuerung sozial ertraglich macht, ohne sie in ihrer Effizienz zu
beeintrachtigen.

12 Fragen der Freiheit, Heft 242 (1997)
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5. Das Bodeneigentum in neuer Sicht

Das Bodeneigentum hat zwei Komponenten: es ist ein Nutzungsrecht und es

stellt einen Vermogenswert dar. Als Nutzungsrecht wird es vom Planungs-

recht her nach Art und Umfang definiert, sein Vermogenswert hangt von der

Knappheit der damit geschaffenen Position, d.h. von deren marktmaBiger

Bewertung durch die Nachfrager und potentiellen Nutzer ab. Entzieht man

dieser Position durch die Abgabe ihren Knappheitswert, so erreicht man

— die Neutralitat des Eigentums und damit der Bodenordnung zur Kapital-
seite hin. Das Eigentum wird ein reines (entkapitalisiertes) Nutzungs-
recht, das zugleich die volle Nutzungsorientierung der Bodenordnung er-
moglicht

— die Neutralitat des Eigentums und damit der Bodenordnung zur Pla-
nungsseite hin (Planungsneutralitit).

Die Abgabe gibt so dem Bodeneigentum — bei voller Aufrechterhaltung sei-
nes rechtlichen Inhalts und Umfangs — eine deutliche Orientierung hin auf
das Ziel einer optimalen Bodenverteilung und -nutzung.®)

V. Die preisgesteuerte Bodenordnung
1. Allgemeine Betrachtungen zur Preissteuerung
aufdem Bodenmarkt

Eine preisgesteuerte Bodenordnung belafit dem Bodeneigentum die unge-
schmalerte Bodenrente und damit seinen vollen Vermogenswert. Da der
Wert in kapitalisierten Bodenrenten besteht, die ihrerseits eine marktmaBige
Bewertung der Nutzungsmoglichkeiten des Bodens darstellen, liegt auch
dieser Steuerung mittelbar durchaus eine gewisse Nutzungsorientierung zu-
grunde. Aber es ist nicht zu verkennen, dafl die Vermogenskomponente des
Bodeneigentums in vielfacher Hinsicht von seiner Nutzungsorientierung
ablenkt.

Charakteristisches Merkmal der Preissteuerung ist ihr punktueller An-
satz. Sie bewirkt — wie bei der Ware — eine einmalige Transaktion, ohne daf}
der Boden allerdings, wie diese, danach vom Feld des dokonomischen Ge-
schehens verschwindet. Er entgleitet nur der 6konomischen Steuerung und

%) Aus den Ausfuhrungen dieses Abschnitts ergibt sich auch, warum eine reine Flachensteu-
er (gleiche DM-Belastung pro m? ohne Riicksicht auf die Hohe der Bodenrente bzw. des
»Bodenwerts«), wie sie z.Zt. vielfach gefordert wird, eine ganz undurchdachte Ange-
legenheit ist.
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fallt gewissermallen aus dem sozialen Zusammenhang heraus. Denn wenn
die Zuordnung erst einmal vollzogen ist, so besteht kein unmittelbarer Zu-
sammenhang mehr zwischen der weiteren Entwicklung der erzielbaren
Bodenrente des Grundstuicks, seiner tatsachlichen Nutzung und der aus dem
Erwerb resultierenden Last. Im Falle der Kaufpreisfinanzierung aus eigenen
Mitteln entgeht dem Eigentiimer nur ein moglicher Gewinn, wenn er das
Grundstiick nicht oder nicht ausreichend nutzt (sog. Opportunititskosten®);
im Falle der Fremdfinanzierung besteht zwar ein laufender Nutzungsdruck,
da der Aufwand fur Zins und Tilgung in der Regel aus dem Grund-
stucksertrag aufgebracht werden muf}, aber dieser Aufwand steht ein fur
allemal fest, findet mit der Kredittilgung sein Ende und héngt nicht mehr
von den Moglichkeiten der Grundstiicksnutzung und deren Veranderungen
ab.

Die Zuordnung der Grundstiicke unterliegt so nur zum Zeitpunkt des Er-
werbs einer — wenn auch unter Nutzungsgesichtspunkten unvollkommenen
—sozialen Kontrolle durch den Wettbewerb. Von diesem Zeitpunkt an ist das
Grundstuck aus dem sozialen Zusammenhang herausgelost. Das Steue-
rungssystem der Preise liefert weder eine rechtliche noch eine 6konomische
Gewahr dafur, dafl eine bestehende Verteilung, die bei ihrer Einfuhrung
richtig gewesen sein mag, dem Lenkungsziel auch weiterhin fortlaufend
entspricht. Denn Abweichungen vom Lenkungsziel rufen keine kor-
rigierenden Krafte mehr wach, die zum Verteilungsoptimum zuruickfuhrten.
Unteroptimal genutzte Grundstiicke kommen nicht ins Angebot, jedenfalls
gibt es keinen 0konomischen Druck in diese Richtung.

Hier zeigt sich ein weiterer, gravierender Nachteil der Steuerung der Bo-
dennutzung durch Preise: indem sie, vom Zeitpunkt her und auf das einzelne
Grundstiick bezogen, nur punktuell greift, mif3t sie nur die Knappheit der
tatsachlich angebotenen Grundstiicke im Verhaltnis zur effektiven Nachfra-
ge. Dadurch ergeben sich Preise und Preisschwankungen, die aus dem Ver-
haltnis des Gesamtbestands an Grundstucksflachen zum Gesamtbedarf
nicht zu erklaren und fur dieses Verhaltnis auch nicht repréasentativ sind.
Preisbestimmend ist nur ein relativ kleiner Teil der Grundstucke, der gerade
im Angebot ist, so daB3 Anderungen der Nachfrage sich in unverhiltnis-
maBig groBen Preisausschlagen duBlern konnen. Lost eine aus irgendwel-

%) Es ist eine in der Okonomie weitverbreitete Oberflachlichkeit, den Unterschied zwischen
Opportunitatskosten (entgangenen Gewinnen) und realen Kosten (Verlusten) zu
vernachlassigen. Dabei braucht man nur die Briicke zum Vermogen, um dessen Mehrung
oder Minderung es ja auch geht, zu schlagen, um zu sehen: Gewinne kann man sich in be-
liebiger Hohe entgehen lassen, ohne real drmer zu werden, durch stiandige Verluste wird
jedoch jeder fruher oder spater arm. Reale Kosten haben daher eine wesentlich gro3ere
und brigens auch qualitativ andere Antriebswirkung als Opportunitatskosten.
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chen Grunden vergroflerte Nachfrage dann die Erwartungen von Preisstei-
gerungen aus und kommt es als Reaktion darauf zur Zuriickhaltung der
Angebotsseite, so steigen die Preise auch effektiv in unverhaltnismaBiger
Weise, obwohl sich an der Relation des Gesamtbestands zum Gesamtbedarf
nichts geandert zu haben braucht.

Wir haben es also mit einer Marktspaltung zu tun, die bei einer preisge-
steuerten Bodenordnung notwendigerweise eintritt, weil die Kontrolle
durch den Wettbewerb hier nur punktuell wirkt und den grofiten Teil des Bo-
dens aus dem Marktzusammenhang und aus der marktmaBigen Bewahrung
herausfallen 1aft. Sie bedeutet, dal ein mangels Bewahrungsdrucks
unzureichend genutzter Bestand den tatsachlich angebotenen Grundstiicken
eine Nachfrage gegenuberstellt, die grofer ist als sie bei optimaler Be-
standsnutzung wire, und die daher nur zu Preisen befriedigt werden kann,
die uber dem Niveau liegen, das sich bei einer Gegeniuiberstellung von
Gesamtbestand und Gesamtbedarf ergeben wiirde.

SchlieBlich kann man feststellen: Auf den Warenmirkten realisiert sich
das Lenkungsziel in Transaktionen, die durch Preise gesteuert werden. Die
Preissteuerung der Bodenordnung tut so, als ware dies beim Boden nicht an-
ders. Sie ubersieht, dafl Transaktionen beim Boden nicht das Lenkungsziel
erfullen, sondern nur Abweichungen korrigieren konnen. Das Lenkungsziel
selbst, das nur als laufender Optimierungsprozef} verstanden werden kann,
ist mit einer Preissteuerung, die nur punktuell greift, aus strukturellen Grun-
den letztlich nicht erreichbar.

2. Die Lenkungswirkungen der Preissteuerung

Aus dieser Situation ergeben sich die wesentlichen Steuerungsméngel unse-

rer heutigen Bodenordnung:

a) Der Zugang zur Bodennutzung erfolgt tiber — eigenen oder geliehenen —
Kapitalbesitz. Damit ist schon eine wichtige Abweichung von der Nut-
zungsorientierung der Bodenordnung gegeben. Denn Kapitalbesitz kann
auf fruherer Fahigkeit und Tuchtigkeit beruhen, die beim Erwerb heute
nicht mehr vorzuliegen brauchen und sich hiaufig auf andere als die jetzt
geforderten Gebiete beziehen werden. Wir haben es dann bestenfalls mit
einem dem Peter-Prinzip verwandten Verfahren zu tun (Beforderung auf
Grund von bisheriger Bewahrung anstatt von zu erwartender, kuinftiger
Bewiahrung). Kapitalbesitz kann ferner ohne Leistung zustande gekom-
men sein, z.B. aus Zinseinkommen oder Erbschaft. Die Einmaligkeit des
Kapitalaufwands beim Erwerb verfuhrt uberdies zu eher reichlich be-
messenen Grundstuckskaufen, deren vorerst nicht benotigter Teil dann
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einstweilen als Kapitalanlage angesehen wird. Daf3 damit schon im Be-
reich des Zugangs zum Boden keine optimale Nutzungsorientierung des
Lenkungssystems gegeben ist, liegt auf der Hand.

b) Nutzungswillige, die ein Grundstuck suchen, sehen sich nicht ausrei-
chend zur flachensparenden Nutzung angehalten; sie sind beim Erwerb
zu wenig veranlaflt, sich hinsichtlich Grofle und Wert auf die wirklich
benotigte Flache zu beschranken. Nutzer, die ein Grundstuck haben, sind
nicht oder zu wenig genotigt, es auch (ausreichend) zu nutzen oder, wenn
sie dies nicht wollen oder konnen, sich von ihm zu trennen. Damit ist
noch einmal ausgedriickt, dal das Angebot kleiner und die Nachfrage
grofer, der Preis also hoher ist, als dies angesichts des Gesamtbestands
an Grundstucken und den vorhandenen Nutzungsinteressen sein miifite.

¢) Behalten gegenwirtige Besitzer ihre Grundstiicke, obwohl sie sie nicht
oder nicht ausreichend nutzen, so finden noch nicht etablierte Nutzungs-
interessenten nicht die Grundstiike, die sie brauchen. Eine preisgesteuer-
te Bodenordnung konserviert die Ergebnisse mehr oder weniger lang
zuruckliegender Steuerungsvorgiange. Sie verzerrt die Chancen- und
Wettbewerbsgleichheit zwischen denen, die schon da sind, und denen,
die hinzukommen, also vor allem zwischen den Generationen. Sie bevor-
zugt die Etablierten und ihre Erben, auch wenn sich diese nicht (mehr)
bewiahren, anstatt ihnen eine angemessene Riicksichtsnahme abzuver-
langen.

3. Preisgesteuerte Bodenordnung und Planung

Von einer preisgesteuerten Bodenordnung geht in der Regel ein bestandiger
Druck aus auf Ausweitung insbesondere der zur baulichen Nutzung zu-
gelassenen Flachen sowie z.T. auch auf Ausweitung der zulassigen Nutzung
schon ausgewiesener Flachen. Wie in einem System kommunizierender
Rohren fuhrt die Unternutzung der Flachen im Bestand zu einer Ubernach-
frage dort, wo Grundstiicke angeboten werden, und zugleich zu einem
Druck auf die Planungsinstanzen zur VergrofSerung dieses Angebots durch
Ausweisung und ErschlieBung neuen Baulands. Die Bodenpreise im Be-
stand bewirken nicht, daf die Nachfrage von selbst auf das zur Nutzung aus-
gewiesene Gesamtareal zurickgedrangt wird: 6konomische und planerisch-
okologische Grenze kommen nicht zur Deckung. Verstarkt wird dies
dadurch, daB3 planungsbedingte Bodenrentensteigerungen dem Eigentiimer
verbleiben, so daf} er ein elementares Interesse daran hat, die Planungen im
Sinne einer solchen Steigerung zu beeinflussen. Die Preissteuerung der Bo-
denordnung verhindert damit ihre Planungsneutralitit.
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4. Preissteuerung und Einkommens- bzw. Vermogensinteressen

Solange der Boden einen Kapitalwert hat, verbinden sich mit ihm Erwartun-
gen, die auf ein Steigen oder Sinken dieses Werts gerichtet sind. Wer Kapital
in Boden anlegt, ist haufig nur an der Differenz zwischen Kauf- und Ver-
kaufspreis, nicht so sehr an einer zwischenzeitlichen Nutzung interessiert.
Die Kapitalanlage in Boden ist auch ohne Nutzung meist ein gutes Ge-
schaft. Der Boden wird dann oft gerade der besseren, jederzeitigen Verkauf-
lichkeit wegen der Nutzung vorenthalten.

Werden steigende Bodenpreise erwartet, so trennt sich ein kaufmannisch
denkender Eigentimer nicht von seinem Boden, denn er will diese Preisstei-
gerung mitnehmen. Seine Zuriickhaltung bedeutet aber eine weitere Ver-
knappung des Angebots, die ihrerseits die Preise nach oben treibt und so den
Eigentumer in seiner Zuruickhaltung bestarkt.

In vielen Fallen ist es nicht unbedingt bewufite Spekulation, sondern ein-
fach das Bewufitsein einer wertgesicherten Anlage, das die Eigentumer an
ihrem Boden festhalten 1af3t, auch wenn sie ihn nicht nutzen und auch in ab-
sehbarer Zeit nicht zu nutzen beabsichtigen — ein Zustand, der sich aller-
dings nicht selten iber Jahrzehnte hinzieht.

VI. Auswirkungen einer Bodenwertsteuer
1. Allgemeine Betrachtungen

Die Ausfuhrungen in den Abschnitten IV und V haben gezeigt, da die
Lenkungsprobleme der Bodenordnung durch eine Abgabensteuerung vom
Grundsatz her optimal gelost werden konnen, wiahrend eine Preissteue-
rung das Lenkungsziel (III) in mehrfacher Hinsicht verfehlt. Die Proble-
matik einer Preissteuerung beim Boden besteht im Kern darin, dal den
laufenden Nutzungsvorteilen des Bodens keine laufende Last zur Seite
steht, so daB3 Abweichungen vom Lenkungsziel zwar in der Regel Oppor-
tunitatskosten, nicht aber reale Kosten verursachen. Reale Kosten waren
aber notwendig, um Abweichungen vom Lenkungsziel laufend zu korri-
gieren und eine kontinuierliche Erreichung des Verteilungsoptimums zu
gewihrleisten.

An dieser offenen Flanke der Preissteuerung setzt die Bodenwertsteuer
ein. Indem sie die Kapitalisierung der Bodenrenten im Preis teilweise auf-
lost bzw. ruckgédngig macht und in eine laufende Last verwandelt, ergénzt
sie die Preissteuerung und korrigiert von der Tendenz her deren Len-
kungsmingel.

2. Die Lenkungswirkungen
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Die Lenkungswirkungen einer Bodenwertsteuer hangen natirlich ganz we-
sentlich von ihrer Hohe ab. Eine 100%ige Steuer, d.h. eine vollstiandige Ab-
schopfung der erzielbaren Bodenrente wurde in Abschnitt IV geschildert,
eine minimale Steuer wurde an den Resultaten einer reinen Preissteuerung

(V) kaum etwas andern. Gehen wir von dem aus, was als erste Stufe poli-

tisch die groBite Realisierungschance hat: einer aufkommensneutralen Um-

wandlung der derzeitigen Grundsteuer, die Boden und Bauwerke erfafit, in
eine reine Bodenwertsteuer. Die Auswirkungen sind nach den bisherigen

Darlegungen von der Tendenz her unschwer vorhersehbar!®):

a) Die Bodenwertsteuer wird die Preise tendenziell senken bzw. ihren An-
stieg verlangsamen; das senkt den Liquiditatsbedarf des Erwerbers,
wahrend es in der Regel den Ertrag des Nutzers nicht steigert, denn die
Preissenkung hat ihre Ursache in der Abgabe, die der Nutzer nun statt-
dessen zahlen muf3 (siehe 11.3.).

b) Die Bodenwertsteuer wird Grundsticke, die nicht oder — gemessen an
den bestehenden Moglichkeiten — wenig genutzt werden, in die Nutzung
durch den jetztigen Eigentumer oder aber ins Angebot bringen (siehe
IV.2.b).

¢) Sie wird Interessenten veranlassen, nur die wirklich benotigten Flachen
zu erwerben (flachensparende Nutzung) (siehe I'V.1.b).

GroBeres Angebot (b) und geringere Nachfrage (c) verstarken die dampfen-
de Wirkung auf die Preise (a). Sie senken damit die Hurde des Kapi-
talbesitzes als Zugangsvoraussetzung zur Bodennutzung und verbessern im
Zugangsbereich die Nutzungsorientierung der Bodenordnung.

d) Die Bodenwertsteuer tragt als laufende Last auch nach dem Erwerb dazu
bei, eine ausreichende Nutzung des Bodens dauerhaft zu gewahrleisten.
Es kann hier auf die Ausfuhrungen zu den Lenkungswirkungen einer rei-
nen Abgabensteuerung verwiesen werden (siehe IV): die dort geschilder-
ten Wirkungen werden von der Tendenz her auch bei der Einfuhrung einer
Bodenwertsteuer eintreten. Das bedeutet, dafl die Nutzungsorientierung
der Bodenordnung insgesamt wesentlich verstarkt, der Vermogensaspekt
dagegen von der Tendenz her zuruickgedrangt wird.

3. Das Verhdltnis zum Planungsrecht

10)Siehe dazu im einzelnen: » Vorschlage zur Wohnbaulandmobilisierung«, Bericht der Un-
abhéangigen Arbeitsgruppe des Deutschen Volksheimstattenwerks e.V., Bonn 1995 und
»Wohnungspolitik auf dem Prufstand«, Gutachten der Expertenkommission Wohnungs-
politik, im Auftrag der Bundesregierung erstellt, vorgelegt 1994.
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Der sparsamere Umgang mit dem Boden im Bestand (siehe 2.) fuhrt tenden-
tiell zu einer Entlastung der Planungsinstanzen vom Druck an den Grenzen,
und zwar

— sowohl an der Peripherie, namlich vom Druck zur Ausdehnung der bishe-
rigen Nutzungsgrenzen, insbesondere zur Umwandlung von Acker- in
Bauland (siehe IV.1.c.(4)).

— als auch hinsichtlich der zulassigen Nutzung bereits ausgewiesener
Grundstucke, da fur erweiterte Nutzungswiinsche geeignete Grundstiicke
eher im Angebot sind und im tibrigen Erweiterungen der zulassigen Nut-
zung auch die Belastung aus der Bodenwertsteuer erhohen (siehe IV.3.)

Die Bodenwertsteuer bewirkt so einen Schritt hin auf das Ziel der Planungs-
neutralitat. Sie bringt uns damit sowohl einer von Interessen nicht durch-
kreuzten Planung als auch einer durch Spekulation auf Planungsgewinne
nicht gestorten Bodenordnung etwas niaher. Je weniger durch Planungsent-
scheidungen Vermogensinteressen der Bodeneigentumer berithrt werden,
weil die Bodenwertsteuer nach oben und nach unten einen gewissen, automa-
tisch wirkenden, laufenden Planungswertausgleich darstellt, desto eher wer-
den auch offene, demokratische Planungsverfahren moglich (siehe IV.3.).

4. Die Einkommens- und Vermogenskomponente

Das Bodeneigentum bietet heute einen Ansatz sowohl fur Nutzungs — als
auch fur Vermogensinteressen. Die reine Abgabensteuerung bewirkt, indem
sie den Boden entkapitalisiert, eine nahezu vollstindige Nutzungs-
orientierung der Bodenordnung, die Preissteuerung bringt zusatzlich eine
Vermogensorientierung mit ins Spiel, die die Nutzungsorientierung viel-
fach beeintrachtigt. Die Bodenwertsteuer baut diese Beeintrachtigung ten-
denziell wieder ab. Sie stellt damit einen ersten, aber wichtigen, heute fal-
ligen Schritt zur Behebung der Miédngel unserer Bodenordnung dar.

VII. Schluf3bemerkung

Hat man begriffen, was die Kapitalisierung des Bodens bedeutet, wie sie der
Bodenordnung mit den Preisen Elemente einpflanzt, die dieser ganz fremd
sind, so muf} es von vorherein methodisch als ein zweifelhaftes Unterfangen
erscheinen, die Steuerung der Bodenordnung auf dieser Grundlage aufzu-
bauen. Die Bodenwertsteuer konnte neben ihren praktischen Auswirkungen
und gerade durch diese einen standigen Anstof3 dazu geben, daf} wir die gei-
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stige Sackgasse, in der wir uns in Bezug auf unsere Bodenordnung be-
finden, als solche erkennen.
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Ein Schritt in Richtung auf ein ®kologisches Recht.
Zum »Wasserpfennig«-Beschlull des
Bundesverfassungsgerichts*)

Dietrich Murswiek

Der Beschlufs des Bundesverfassungsgerichts, iiber den hier berichtet wird,
istfiir die zukiinftige Ausgestaltung der 6konomischen Seite des Verhdltnisses
der Menschen zur Natur von grundlegender und kaum zu unterschdtzender
Bedeutung. Die in dieser Zeitschrift immer wieder betonte Notwendigkeit,
den Boden zu besteuern, damit das Recht, ihn zu nutzen, nicht zugleich das
Recht zum Bezug einer Rente (Bodenrente) beinhaltet, diese Notwendigkeit
istin der okonomischen Literatur schon seit ldngerer Zeit auch fiir die sonsti-
gen Umweltgiiter anerkannt worden (Okosteuer-Konzept). Aber es waren
und sind durchaus noch eine Reihe Fragen offen. Zu ihnen gehoren konomi-
sche Fragenwie die nach der »richtigen« Hohe von Okosteuern, die sich aber
aus den bereits vorliegenden Uberlegungen zur Reform der Bodenordnung
durchweg beantworten lassen. Zu ihnen gehoren aber auch auf3erokonomi-
sche Fragen, so insbesondere die nach der verfassungsrechtlichen Zuldssig-
keit und Einordnung von Abgaben auf Umweltgiiter. Diese Frage ist durch
den »Wasserpfennig«-Beschlufs des Bundesverfassungsgerichts nun eindeu-
tig undin positivem Sinne beantwortet worden.

Der zweite Leitsatz des Beschlusses lautet: »Die knappe natiirliche Res-
source Wasser ist ein Gut der Allgemeinheit. Wird Einzelnen die Nutzung ei-
ner solchen der Bewirtschaftung unterliegenden Ressource eroffnet, erhal-
ten sie einen Sondervorteil gegeniiber denen, die dieses Gut nicht oder nicht
in gleichem Umfang nutzen. Es ist sachlich gerechtfertigt, diesen Vorteil
ganz oder teilweise abzuschopfen.«

Setzt man in diesem Leitsatz an die Stelle der Ressource Wasser den Bo-
den, so enthdlt er bereits wesentliche Elemente dessen, was in dieser Zeit-
schrift immer wieder als Reform der Bodenordnung gefordert worden ist.
Der Beschluf3 ist daher auch fiir eine zukiinftige Bodenordnung, zumindest
wenn man dabei an den Weg der Wegsteuerung der Bodenrente denkt, von
grundsdtzlicher Bedeutung.

Die nachfolgende Besprechung ist der Neuen Zeitschrift fiir Ver-
waltungsrecht 1996, Seite 417 ff entnommen. Wir danken deren Redaktion
fiir die freundlicherweise erteilte Abdruckgenehmigung. Die Hervorhebun-
gen durch Kursivschrift erfolgten z. T. durch uns. Redaktion

*) Zugleich Besprechnung von BVerfG, Beschl. v. 7. 11. 1993 — 2 BvR 413/88, 2 BVR
1300/93 —-NVWZ 1996, 469.

Fragen der Freiheit, Heft 242 (1997) 21


Ulrike
Schreibmaschinentext
Fragen der Freiheit, Heft 242 (1997)

Ulrike
Schreibmaschinentext
_____________________________________________________________________

Ulrike
Schreibmaschinentext

Ulrike
Schreibmaschinentext

Ulrike
Schreibmaschinentext

Ulrike
Schreibmaschinentext

Ulrike
Schreibmaschinentext

Ulrike
Schreibmaschinentext


Dietrich Murswiek: Ein Schritt in Richtung auf ein 6kologisches Recht — Zum »Wasserpfennig«-Beschlul des BVG

Der »Wasserpfennig«-Beschluf3 des BVerfG ist die lang erwartete Leitent-
scheidung zu den Umweltabgaben. Er wird dem damit verbundenen An-
spruch auch inhaltlich voll gerecht, indem er einen neuen MaBstab setzt und
den Weg in eine 0kologische Ressourcenwirtschaft verfassungsrechtlich
ebnet.

1. Umweltabgaben als Steuerungsinstrumente

Wenn offentliche Umweltgiiter zur Nutzung, und das heifit meist: zur Ver-
schmutzung oder zum Verbrauch, kostenlos zur Verfugung stehen, muf3 dies
in die 0kologische Katastrophe fuhren, sofern nicht die Zwangsbewirtschaf-
tung dieser Gluter durch ordnungsrechtliche Nutzungsverbote oder be-
schrankungen das Schlimmste verhindert. Denn solange die Umweltgiiter
okonomisch »freie Guter« sind, besteht fur den Einzelnen kein AnlaB3, ihre
Nutzung einzuschranken, fur den Unternehmer kein Grund, kostspielige In-
vestitionen zur Vermeidung oder Verminderung von Schadstoffemissionen
vorzunehmen. Das Ordnungsrecht kann zwar ein ausreichendes Mindestni-
veau an Umweltschutz, in Teilbereichen sogar ein hohes Niveau gewahrlei-
sten. Es reicht jedoch zur Optimierung des Umweltschutzes — auch unter
Beachtung 6konomischer Erfordernisse — keineswegs aus, sondern bedarf
der Erganzung durch flexible 0konomische Steuerungsinstrumente. Dies ist
— jedenfalls im Prinzip — seit langem Konsens unter Umweltpolitikern,
-0konomen und -juristen. Die ordnungsrechtlich erlaubte Umweltnutzung
muf} dkonomisch so knapp gemacht werden, wie dies den okologischen
Knappheitsverhaltnissen im Hinblick auf die gegenwirtig bestehende und
kunftig zu erwartende Umweltnutzungsnachfrage entspricht. Nur dann 463t
sich hinreichend sicher ausschlieBen, dafl die Nutzbarkeit der Umweltguter
durch Ubernutzung zerstort und die Lebensgrundlagen des Menschen letzt-
lich vernichtet werden.

Als Mittel, offentliche Umweltgiiter 6konomisch knapp zu machen, in-
dem ein Preis fur ihre Nutzung verlangt wird, kommen vor allem Umwelt-
abgaben') in Betracht?). Mit ihrer Hilfe kann das Verursacherprinzip ver-
wirklicht werden, indem die Kosten der Umweltinanspruchnahme dem

1) Zur rechtspolitischen Diskussion vgl. den Uberblick bei Wilhelm, Okosteuern, 1990,
insb. S. 54-71; ders., BB 1990, 751: zum Thema Umweltabgaben aus finanzwissen-
schaftlicher bzw. 0konomischer Sicht vgl. z. B. H. Zimmermann (Hrsg.), Umweltabga-
ben, Grundsatzfragen und abfallwirtschaftliche Anwendung, 1993; Hansjurgens, Um-
weltabgaben im Steuersystem, 1992; Euringmann, in: Schneider/Sprenger (Hrsg.). Mehr
Umweltschutz fur weniger Geld, 1984, S. 549 ff.

2) Daneben werden immer wieder Zertifikatmodelle in die Diskussion gebracht.

22 Fragen der Freiheit, Heft 242 (1997)


Ulrike
Schreibmaschinentext
Fragen der Freiheit, Heft 242 (1997)

Ulrike
Schreibmaschinentext
_____________________________________________________________________

Ulrike
Schreibmaschinentext
_____________________________________________________________________

Ulrike
Schreibmaschinentext
Dietrich Murswiek: Ein Schritt in Richtung auf ein ökologisches Recht – Zum »Wasserpfennig«-Beschluß des BVG


Dietrich Murswiek: Ein Schritt in Richtung auf ein 6kologisches Recht — Zum »Wasserpfennig«-Beschlufl des BVG

Verursacher angelastet werden, und mit ihrer Hilfe kann uiber den Preisme-
chnismus der Umfang der Umweltinanspruchnahme gesteuert werden.

DabB es trotz der evidenten 0kologischen und auch okonomischen Vorzuige
von Umweltabgaben harte politische Widerstande gegen ihre Einfuhrung
gibt, liegt auf der Hand. Die Zahl der bislang eingefuhrten Umweltabgaben
ist daher noch sehr gering. Die Regel ist immer noch, dafl die Inan-
spruchnahme offentlicher Umweltgiiter — insbesondere zur Belastung mit
Schadstoffen — nichts kostet. Zu diesem 0kologisch bedauerlichen Zustand
hat moglicherweise auch beigetragen, da3 uiber die rechtlichen Vorausset-
zungen der Erhebung von Umweltabgaben Unsicherheit besteht.

Zu den wenigen in Deutschland existierenden Umweltabgaben gehoren
die Wasserentnahmeabgaben, die es in etlichen Bundeslandern gibt. Thre
verfassungsrechtliche Zulassigkeit war bislang umstritten. Das B VerfG hat
mit seinem Beschlufl vom 7.11.1995 in diesem Punkte Klarheit geschaffen:
Der baden-wurttembergische »Wasserpfennig« und die hessische Grund-
wasserabgabe sind verfassungsmaflig. Dies wird man ebenso fur die ent-
sprechenden Abgaben in anderen Bundeslandern annehmen mussen.

11. Die rechtliche Problematik der Wasserentnahmeabgaben

1. Kompentenzwidrige Steuer bzw. materiell verfassungswidrige Gebiihr?
Die Wasserentnahmeabgabe wird von den Wasserentnehmern — Wasserver-
sorgungsunternehmen oder etwa Industriebetrieben — fur die Entnahme von
Grundwasser, in Baden-Wiurttemberg auch von Oberflachenwasser, erho-
ben. Der baden-wiurttembergische »Wasserpfennig« bemif3t sich nach Her-
kunft, Menge und Verwendungszweck des tatsachlich entnommenen Was-
sers. Fur die offentliche Wasserversorgung betragt er 0,10 DM/m?. Vom
iberwiegenden Teil der Literatur wurde diese Abgabe bislang fur verfas-
sungswidrig gehalten?).

Verfassungsrechtliche MafBistabe fur die Beurteilung von Abgaben sind ei-
nerseits die Regelungen der Finanzverfassung, die in Art. 105-108 GG eine
detaillierte Kompetenzregelung fur Steuern enthalten, andererseits die
Grundrechte. Handelte es sich bei der Wasserentnahmeabgabe — wie ein
Teil der Literatur dies annimmt — um eine Steuer, dann wire ihre landesge-
setzliche Regelung verfassungswidrig, weil fur Verbrauchsteuern der Bund

%) So Pietzcker, DVBI1 1987, 774 (781); F. Kirchhof, NVwZ 1987, 1031 (1036); R. Hofmann,
VBIBW 1988, 426 (428f.); Bahners, DStZ 1990, 198 (202); Kock, UPR, 7 (10f.) A. A.
Hendler, NuR 1989, 22 (27): zulassige Benutzungsgebithr; Murswiek, NuR 1994, 170
(173ff.): zulassige Ressourcennutzungsgebiihr.
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die Ertragshoheit und die Gesetzgebungskompetenz hat (Art. 106 I Nr. 2,
1051 GG)H).

Wesentliches Merkmal der Steuer ist ihre » Voraussetzungslosigkeit«: Sie
wird den Betroffenen »ohne Rucksicht auf eine korrespondierende Gegen-
leistung der offentlichen Hand« auferlegt®). Somit ist die Grundwasserabga-
be keine Steuer, sondern Vorzugslast, wenn sie eine Gegenleistung fur eine
besondere offentliche Leistung darstellt. Die Gesetzgebungskompetenz fur
die Erhebung nichtsteuerlicher Abgaben folgt aus den allgemeinen Sachzu-
standigkeiten der Art. 73ff. GG®). Fur die Wasserentnahmeabgabe ist die
Kompetenz der Lander somit gegeben, wenn es sich um eine Vorzugslast —
der Sache nach kommt nur eine Gebiihr, nicht ein Beitrag in Frage —handelt;
denn der Bund hat seine Rahmenkompetenz fur den Wasserhaushalt (Art.
75 INr. 4 GG) insoweit nicht abschlieBend ausgeiibt.

Die in der Literatur bislang herrschende Auffassung hat nun entschieden
bestritten, daf} es sich bei der Wasserentnahmeabgabe um eine Gebiihr han-
dele. Ihr liege keine besondere staatliche Leistung zugrunde. Die einen sind
der Ansicht, eine staatliche Leistung sei nur dann gegeben, wenn sie mit Ko-
sten verbunden sei bzw. wenn etwas aus dem staatlichen Vermogen geleistet
werde’). Die anderen gehen von einem weiter gefaften Leistungsbegriff
aus, meinen aber, da3 nur solche Leistungen die Erhebung einer Vorzugslast
rechtfertigten, denen ein staatlicher Kostenaufwand zugrunde liegt®). Hier-
an fehlt es beim Wasser, das als Naturgegebenheit vollig unabhéangig von
staatlichen Hervorbringungen und Investitionen existiert. Zwar erbringt der
Staat Aufwendungen fur die Unterhaltung und Reinhaltung der Gewaisser,
fur die Gewasserbeobachtung und -verbesserung. Doch an diese Aufwen-
dungen kann nach der uberwiegenden Auffassung eine Gebuhr nicht an-

%) Vgl. z.B. F. Kirchhof, NVwZ 1987, 1031 (1036).

%) So die Formulierung in BVerfGE 55, 274 (298) = NJW 1981, 329; 67, 256 (274) = NJW
1985,37=NVwZ 1985, 106 L; BVerfGE 78,249 (267) =NJW 1988, 2529 =NVwZ 1988,
1017 L vor dem Hintergrund von BVerfGE 20, 257 (269) = NJW 1967, 339; BVerfGE 50,
217 (226) =NJW 1979, 1345 m. w. Nachw.

%) Vgl. BVerfGE 8,274 (317) = NJW 1959, 475; BVerfGE 18, 315 (328) = NJW 1965, 435;
BVerfGE 29,402 (409) =NJW 1971,319; BVerfGE 37, 1 (16f.) =NJW 1974, 1317; BVerf-
GE 67,256 (274) =NJW 1985,37=NVwZ 1985, 106 L; BVerfGE 78,249 (266ff.) = NJW
1988, 2529 = NVwZ 1988, 1017 L; BVerfGE 81, 156 (184ff.) = NJW 1990, 1230; BVerf-
GE 82,159 (182)=NVwZ 1990, 53 =NJW 1991, 830 L.

7y Vgl. Pietzcker, DVBI 1987, 774 (777); F. Kirchhof, NVwZ 1987, 1031 (1034); Wey-
reuther, UPR 1988, 161 (164); Kock, UPR 1991, 7 (8); wohl auch v. Mutius/Liinenburger,
DVBI 1995, 1205 (1206, 1209).

#) Vgl. Sander, DVBI1 1990, 18 (19); sowie allg. zur Gebiithr BVerfGE 50,217 (226f.) = NJW
1979, 1345; BVerfGE 82, 159 (178, 181) = NVwZ 1990, 53 = NJW 1991, 830 L; Wilke,
Gebithren R und GG, 1973, S. 50f. m. w. Nachw.; P. Kirchhof, HIbStR IV, 1990, § 88 Rd-
nrn. 192 f.; Jarass, DOV 1989, 1013 (1015f.).
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knupfen, denn sie lieBen sich nicht der Leistung des Wassers zurechnen;
vielmehr wiirden sie fur Leistungen erbracht, die allein im Allgemeininter-
esse und nicht — wie die Gebiihr es fordere — im besonderen Interesse der
Abgabepflichtigen erfullt wiirden®). Nach der bisher vorherrschenden Mei-
nung ist also die Wasserentnahmeabgabe entweder eine von den Landern
kompetenzwidrig erhobene Steuer oder eine materiell-rechtlich nicht recht-
fertigungsfahige — weil nicht als Gegenleistung fur eine besondere, indivi-
duell zurechenbare staatliche Leistung erhobene und daher gegen das Prin-
zip der Lastengleichheit (Art. 3 1 GG) verstoBBende — Gebiihr.

2. Verfassungswidrige Sonderabgabe?

Der Hessische Gesetzgeber hatte versucht, sich diesem Dilemma dadurch
zu entziehen, daB er die Grundwasserabgabe als Sonderabgabe!?) auszuge-
stalten suchte. Das Land erhebt fur die Grundwasserentnahme eine Abgabe
von den Grundwasserentnehmern, die sich nach der entnommenen Jahres-
menge an Grundwasser bemif3t. Zweck der Abgabe ist die Verringerung von
Grundwasserentnahmen sowie der Schutz, die Sicherung und Verbesserung
der Grundwasservorkommen. Das Aufkommen aus der Grundwasserabga-
be wird zweckgebunden zur Erreichung dieser Gesetzeszwecke verwendet.
Nicht verausgabte Mittel werden einer Rucklage zugefuhrt. Von einer Steu-
er soll sich diese Abgabe dadurch unterscheiden, daf3 sie von einer bestimm-
ten Gruppe zur Erfullung einer konkreten Sachaufgabe erhoben wird.

Mit dieser Qualifikation wére zwar das Kompetenzproblem gelost, nicht
jedoch das Problem der materiellen Rechtfertigung. Der Lenkungszweck,
der mit der Abgabe verfolgt wird, stellt fur sich genommen keine ausrei-
chende Legitimation dar. Reine Lenkungsabgaben, die sich durch die Len-
kungsfunktion von der Steuer unterscheiden und materiell rechtfertigen,
sind zwar moglich. Das setzt jedoch voraus, daf} sie keine Finanzierungs-
funktion haben'!). Die hessische Grundwasserabgabe dient jedoch der Er-

%) Salzwedel, Rechtliche Aspekte der Erhebung einer Gewisserbenutzungsabgabe. Rechts-
gutachten im Auftrag des Ministers fur Ernahrung, Landwirtschaft, Umwelt und Forsten
Baden-Wiurttemberg, 1986 (Manuskript) S. 55f., 62; Pietzcker, DVBI 1987, 774 (776); F.
Kirchhof, NVwZ 1987, 1031 (1035); besonders ausf. Sander, DVBI1 1990, 18 (201f.). — A.
A. F. Kirchhof, Verfassungsfragen der Gewasserbenutzungsgebithr und der Freistellung
von wasserrechtlichen Ausgleichsverpflichtungen. Rechtsgutachten im Auftrag der Lan-
desregierung Baden-Wirttemberg, 1987 (Manuskript), S. 41ff.; Hendler, NuR 1989, 22
(26f.).

10)So auch das Ergebnis der Anhorung des Ausschusses fur Umweltfragen vom 13. 2. 1992,
Hessischer Landtag, 13. Wahlperiode, UWA/13/9, insb. S. 4f. (Steinberg), S. 9, 11 (Kirch-
hof); ebenso die Stellungnahme der Hess. Landesregierung vor dem B VerfG.

"MBVerfGE 67,256 (277f.) =NJW 1988,37 =NVwZ 1985, 106 L; BVerfGE 82,159 (181) =
NVwZ 1990,53 =NJW 1991, 830 L.
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zielung eines Finanzaufkommens zur Erfullung bestimmter Verwaltungs-
zwecke. Als (Finanzierungs-)Sonderabgabe wire sie den prinzipiellen ver-
fassungsrechtlichen Bedenken ausgesetzt, denen dieser Abgabentypus un-
terliegt und die sich mit den Stichworten Haushaltsfluchtigkeit,
Durchbrechung der Lastengleichheit aller Burger, Nichtanwendung der Fi-
nanzverfassung'?) bezeichnen lassen. Um diesen Bedenken zu begegnen,
miufte sie deshalb den strengen Kriterien entsprechen, die das BVerfG fur
diesen Abgabentypus entwickelt hat. Zu diesen Kriterien gehoren die be-
sondere Sachnahe und die aus ihr resultierende Finanzierungsverantwort-
lichkeit einer homogenen Gruppe fur die Erfullung einer bestimmten Sach-
aufgabe sowie die gruppenniitzige Verwendung des Finanzaufkommens'?).
Da diese Kriterien nicht erfullt seien, sei — so die Beschwerdefiihrer im vom
BVerfG entschiedenen Fall — die Hessische Grundwasserabgabe verfas-
sungswidrig.

3. Das Wasserentnahmeentgelt als Ressourcennutzungsgebiihr

Der bislang vorherrschenden Ansicht steht die Konzeption einer Ressour-
cennutzungsgebiihr gegeniiber'#). Nach dieser Konzeption ist die Wasser-
entnahmeabgabe Gegenleistung fur eine individuell zurechenbare staatliche
Leistung und somit als Gebuthr im Prinzip gerechtfertigt. Die staatliche Lei-
stung liegt nach dieser Auffassung in der Duldung der Nutzung eines offent-
lichen Umweltgutes; geleistet werde der wirtschaftliche Vorteil, der in der
Wasserentnahme liege'). Ob dem ein finanzieller staatlicher Aufwand zu-
grunde liege, sei verfassungsrechtlich unerheblich!).

Der sachliche Legitimationsgrund einer solchen Gebiihr liege in ihrer Vor-
teilsabschopfungsfunktion. Die Nutzung bzw. der Verbrauch offentlicher
Umweltguter, insbesondere des Grundwassers, sei ebenso wie die Benut-
zung offentlicher Einrichtungen ein wirtschaftlicher Wert. Die Abschopfung

2)Dazu z.B. P. Kirchhof (0. FuBn. 8), § 88 Rdnrn. 223 ff.

B)YVgl. BVerfGE 55,274 (308) = NJW 1989, 329; BVerfGE 67,256 (276f.) = NJW 1985, 37
=NVwZ 1985, 106 L; BVerfGE 82, 159 (181) = NVwZ 1990, 83 = NJW 1991, 830 L mit
Hinweis auf BVerfGE 72, 330 (423) = NJW 1986, 2629 = NVwZ 1986, 911 L; BVerfGE
73,40 (90) =NJW 1986, 2487 =NVwZ 1986, 1007 L.

YEntwickelt von Murswiek, NuR 1994, 170 (173ft.); vgl. jetzt auch S. Meyer, Gebithren fur
die Nutzung von Umweltressourcen, 1995; VG Stade, NdsVBI 1995, 82 (83f.); OVG Lii-
neburg, NVwWZ-RR 1995, 442, allerdings an die Rechtsverleihung anknuipfend; ahnlich
bereits Salzwedel (0. FuBin. 9), S. 56, 72, 109ff., ebenfalls an die Rechtsverleihung an-
knupfend; desgleichen Mufignug, Das Recht des Landes Baden-Wiurttemberg zur Erhe-
bung eines »Wasserpfennigs« fur die Entnahme von Grund- und Oberflaichenwasser.
Rechtsgutachten (Manuskript) 1986, S. 251f., 46. — Krit. zu diesem Konzept v. Mutius/Lii-
neburger, DVBI 1995, 1208.

15 Murswiek, NuR 1994, 170 (173f.).

19) Murswiek, NuR 1994, 170 (174f.).
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dieses Wertes stelle — wie bei allen anderen Vorteilsausgleichsgebuthren — ei-
ne ausreichende verfassungsrechtliche Legitimation dar.

Der abzuschopfende okonomische Vorteil bestehe auch nicht lediglich in
der Eroffnung einer zuvor untersagten Freiheitsausiibung. Dies allein wiirde
zur Rechtfertigung nicht ausreichen, denn der Freiheitsgebrauch durfe prin-
zipiell nicht als solcher entgeltpflichtig gemacht werden. Die Ressourcen-
nutzungsgebuhr knupfe aber nicht an die blofie Verleihung eines subjektiven
Rechts an; vielmehr werde ein wirtschaftliches Gut bzw. die Duldung der
Nutzung eines solchen geleistet. Die Nutzung dffentlicher Umweltgiiter sei
der Sache nach Teilhabe an Giitern der Allgemeinheit'”), nicht lediglich
Freiheitsausiibung'®). Teilhabe an Umweltgiitern sei durch die Begrenztheit
dieser Gliter gepragt. Wenn die Gesetzgebung die Freiheit zum Zugriff auf
offentliche Umweltgiuiter beschranke, dann trage sie der faktisch vorgegebe-
nen Begrenztheit der Ressourcen Rechnung'®). Der zunzchst nur faktisch
gegebene Teilhabecharakter der Ressourcennutzung werde in die Rechts-
ordnung hineingenommen. Mit der Ressourcennutzungsgebithr werde also
nicht wie bei manchen denkbaren Verleihungsgebuihren die bloBe Freiheits-
ausuibung entgeltpflichtig gemacht, sondern ein der Allgemeinheit zugeord-
netes Umweltgut werde zur Nutzung gegen Entgelt zur Verfugung ge-
stellt?0).

Nach dieser Auffassung ist sowohl der »Wasserpfennig« in Baden-Wirt-
temberg als auch die Grundwasserabgabe in Hessen als Gegenleistungsab-
gabe verfassungsrechtlich gerechtfertigt.

1ll. Die Entscheidung des BVerfG

Dieser Konzeption folgt das BVerfG in seinem Beschlufl vom 7. 11. 1995.
Der Senat stellt zunachst klar, daf3 es fur die kompetenzrechtliche Zulassig-
keit einer nichtsteuerlichen Abgabe nicht auf deren begriffliche Zuordnung
etwa als Gebuhr oder Beitrag ankomme, sondern allein darauf, ob sie den
Anforderungen der bundesstaatlichen Finanzverfassung standhalt*'). Einen
verfassungsrechtlichen Gebuhrenbegriff gebe es nicht??).

Y Murswiek,JZ. 1988, 985 (992f.); ders., DVB1 1994, 77 (8 11f.).

18)So auch Wieland, WUR 1991, 128 (134).

19)Allg. zur Teilhabe Murswiek, HAbStR v, 1992, § 112, speziell zur Ressourchennutzung
dort Rdnr. 83.

20) Murswiek, NuR 1994, 170 (175f.).

21YSo bereits Murswiek, NuR 1994, 170 (176).

22)Die Charakterisierung der Gebiuthr im Sinne der Kostendeckungsfunktion in BVerfGE 50,
217 (226) = NJW 1979, 1345 ist nicht als verfassungsrechtliche Definition zu verstehen
(Murswiek, NuR 1994, 170 [175], wie das BVerfG jetzt ausdrucklich betont.
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Ob die sachliche Legitimation der Wasserentnahmeabgaben sich bereits
aus ihrer Lenkungsfunktion ergibt, 14t das BVerfG dahinstehen. Jedenfalls
folge sie aus ihrem Charakter als Vorteilsabschopfungsabgaben im Rahmen
einer offentlich-rechtlichen Nutzungsregelung. Knappe naturliche Ressour-
cen, wie etwa das Wasser, seien Guter der Allgemeinheit. Werde Einzelnen
die Nutzung einer solchen, der Bewirtschaftung unterliegenden Ressource
eroffnet, werde ihnen die Teilhabe an einem Gut der Allgemeinheit ver-
schafft. Sie erhielten einen Sondervorteil gegeniiber all denen, die das be-
treffende Gut nicht oder nicht in gleichem Umfang nutzen durften. Diesen
Vorteil ganz oder teilweise abzuschopfen, sei sachlich gerechtfertigt.

Im Unterschied zur Steuer seien Wasserentnahmeentgelte gegenlei-
stungsabhangig. Sie wiirden fur eine individuell zurechenbare offentliche
Leistung, die Eroffnung der Moglichkeit der Wasserentnahme, erhoben.
Das klingt so, als wolle das B VerfG damit den Belastungsgrund des Wasser-
entnahmeentgelts bezeichnen. Dies ware problematisch: Die Abgabentat-
bestande knupfen nicht an die Eroffnung der Moglichkeit der Wasserent-
nahme an — angesichts ihrer Zulassungsbedurftigkeit (§ 21 WHGQG) ist dies
die Erteilung der Erlaubnis oder Bewilligung —, sondern an die tatsdchliche
Entnahme von Wasser; die Befugnis zur Wasserentnahme setzen sie ledig-
lich voraus. Die faktische Nutzung der Ressource also ist der Belastungstat-
bestand (der Erhebungsanlal3), zugleich auch der Belastungsrund. Die Fra-
ge, wofiir die Abgabe erhoben wird, beantworten die Gesetze in
Baden-Wurttemberg und in Hessen ganz unzweideutig: fiir die Entnahme
von Wasser, nicht dagegen fur die Verleihung der diesbezuiglichen subjekti-
ven Rechtsstellung?). Diese eindeutige gesetzliche Regelung konnte der
Senat nicht ibergehen. Er behilft sich mit der Konstruktion, daf} die staatli-
che Leistung in der Eroffnung der Wasserentnahmemoglichkeit bestehe, das
Entgelt allerdings nach der tatsachlich entnommenen Wassermenge berech-
net werde. Belastungsgrund scheint nach dieser Auffassung also die Ertei-
lung der Erlaubnis zu sein, Bemessungsmalstab (neben zusatzlichen ge-
setzlich bestimmten Kriterien wie Verwendungszweck) die entnommene
Wassermenge.

Man konnte auf die Idee kommen, dafl nach der Konstruktion des BVerfG
die Wasserentnahmeabgabe eine Verleihungsgebuthr ist (sie wird vom

23)§ 17 a1 BadWirttWassG: »Das Land erhebt von dem Benutzer eines Gewissers ein Ent-
gelt fur folgende Benutzungen . . .«; § 1 I HessGrundwasserabgabenG: ». . . erhebt das
Land eine Abgabe fur das Entnehmen . . . von Grundwasser . . .«. Der Kontrast zum Hbg.
GrundwassergebithrenG (§ 1 1) verdeutlicht dies: »Fur die Einraumung der Befugnis zum
Entnehmen . . . von Grundwasser wird . . . eine Gebuihr erhoben«. Nur in Hamburg, nicht
aber in Baden-Wirttemberg oder in Hessen ist Belastungsgrund die Befugnisverleihung;
nur dort liegt eine Verleihungsgebiihr vor.
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BVerfG nicht so bezeichnet), denn scheinbar knupft diese Konstruktion an
die Verleihung einer subjektiven Rechtsstellung an. Jedoch ergibt sich aus
dem Zusammenhang der Argumentation ganz eindeutig, daf3 die Verleihung
des subjektiven Rechts als solche nicht als legitimierender Zweck verstan-
den wird. Die sachliche Rechtfertigung der Wasserentnahmeabgabe besteht
janach der Auffassung des Senats gerade darin, daf3 sie den besonderen Vor-
teil abschopfen soll, der sich fiir den Wasserentnehmer aus der Teilhabe an
einem Gut der Allgemeinheit ergibt. Diese Teilhabe aber ist die faktische
Nutzung des offentlichen Umweltguts, unabhangig davon, ob ihr eine Er-
laubniserteilung vorangeht oder nicht.

Trotz seiner miB3verstandlichen Formulierung stellt das BVerfG aber gar
nicht in Abrede, daf} die tatsachliche Ressourcennutzung im konkreten Fall
der Belastungsgrund ist. Mit der Eroffnung der Wasserentnahmemoglichkeit
meint der Senat entgegen dem Anschein seiner Formulierung weder den Be-
lastungstatbestand noch den Belastungsgrund, sondern lediglich die staatli-
che Leistung als Teil des Erhebungszwecks. Allein auf den Erhebungszweck
kommt es verfassungsrechtlich an, soweit es umdie Rechtfertigung der Abga-
be als solcher geht, und genau hierauf bezieht sich die Formulierung des Se-
nats. Auf den vom Gesetzgeber gewihlten Belastungsgrund kommt es ver-
fassungsrechtlich nur insofern an, als dieser den Erhebungszweck realisieren
muf, wahrend die Frage nach dem richtigen BemessungsmaBstab eine Frage
nach der verfassungsgemiflen Ausgestaltung einer als solche verfassungs-
gemalBen Abgabe ist. Miflverstandlich ist die Formulierung des Senats, weil
sie nicht zwischen Belastungstatbestand, Belastungsgrund, Erhebungs-
zweck und Bemessungsmafstab unterscheidet. Diese Unterscheidung bringt
Formulierung und Begriindungskontext in einen klaren Zusammenhang:

(1) Belastungstatbestand (Erhebungsanlall/rechtstechnische Anknupfung)
ist sowohl beim baden-wiirttembergischen Wasserpfennig als auch bei der
hessischen Grundwasserabgabe die faktische Wasserentnahme, nicht die Er-
laubniserteilung.

(2) Die faktische Wasserentnahme (als faktische Nutzung eines offentlichen
Umweltguts) stellt zugleich den Belastungsgrund (materielle Anknupfung)
dar, also die Antwort auf die Frage, warum/wofiir der Abgabepflichtige in
Anspruch genommen wird.

(3) Verfassungsrechtlich legitimierender Erhebungszweck des Wasserent-
nahmeentgelts, der diesen Belastungsgrund tragt, ist die Abschopfung des
Sondervorteils, der in der Nutzung des offentlichen Umweltguts Wasser liegt
und den der Staat dem Abgabenschuldner geleistet hat (Gegenleistungs-
/Entgeltfunktion der Abgabe).

(4) Bemessungsmafistab ist die Menge des entnommenen Wassers (in Ver-
bindung mit anderen Kriterien).
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Im Kontext der Begrindung ist das Wasserentnahmeentgelt nach dem Be-
schluf} des BVerfG also ein Ressourcennutzungsentgelt, das der Gesetzgeber
in Baden-Wirttemberg und in Hessen als Entgelt fur die tatsachliche Res-
sourcennutzung ausgestaltet hat. Er konnte es auch — wie in Hamburg — als
Entgelt fiir die Verleihung der Nutzungsbefugnis ausgestalten. Dies fallt im
Prinzip in die gesetzgeberische Gestaltungsfreiheit. Beide Ankniipfungs-
punkte sind durch den verfassungsrechtlich legitimierenden Zweck gedeckt.

»EBroffnung der Moglichkeit« der Wasserentnahme — die Formulierung
des Senats — muf} in diesem Kontext nicht notwendig »Einraumung einer
subjektiven Berechtigung«, »Erteilung einer Erlaubnis« oder »Befreiung
von einem Verbot« heilen. Vielmehr kann auch das schlichte Nicht-Verbie-
ten gemeint sein, was freilich in bezug auf die Wasserentnahmeabgabe nicht
relevant ist, weil diese nach den einfachgesetzlichen Regelungen nur fur er-
laubnispflichtige Wasserentnahmen erhoben wird. Sogar eigentlich verbo-
tene Wasserentnahmen sind entgeltpflichtig. Es ware ja auch unsinnig,
wenn nur derjenige das Wasserentnahmeentgelt zahlen mufite, der das Was-
ser aufgrund einer gultigen Erlaubnis entnimmt, nicht jedoch derjenige,
dessen Erlaubnis nichtig ist oder der iberhaupt keine Erlaubnis hat. Den
Sondervorteil, der in der Nutzung eines offentlichen Umweltguts liegt und
den die Abgabe abschopfen soll, genieft auch derjenige, der das Umweltgut
ohne die (rechtlich erforderliche) Erlaubnis nutzt**). Die staatliche »Lei-
stung« des Sondervorteils besteht, wie schon dargelegt, darin, daf} der Staat
die Nutzung rechtlich zulafit — in dem ganz allgemeinen Sinne, daf3 er sie
nicht verhindert, obwohl er rechtlich dazu in der Lage ware, weil er als
Sachwalter der Allgemeinheit iber Art und Umfang der Ressourcennutzung
entscheidet. Irrelevant ist, ob eine bereits frither erteilte Erlaubnis frei wi-
derrufen werden konnte: Auch solche tatsachlichen Ressourcennutzungen,
die auf einer bestandsgeschutzten Genehmigung gestiitzt sind, beruhen auf
einer vom Staat verschafften Nutzungsmoglichkeit®). Bei illegalen Nutzun-
gen liegt zwar keine staatliche Leistung vor. Hier rechtfertigt sich die Erhe-
bung des Nutzungsentgelts aber mit Gesichtspunkten der offentlichrechtli-
chen Bereicherung.

Eine andere Frage ist, ob die Duldung der Umweltnutzung nur dann als
entgeltfahige Leistung qualifiziert werden kann, wenn die Nutzung des be-
treffenden Umweltguts genehmigungsbedurftig ist. Auf diese Frage kam es
im zu entscheidenden Fall nicht an: die Gesetzgeber in beiden Landern hat-
ten die Abgabe nur an solche tatsachlichen Wasserentnahmen geknupft, die

2)DaB erlaubnisfreie Nutzungen nicht der Abgabepflicht unterliegen, ist sachlich dadurch
gerechtfertigt, daf3 es sich um geringfugige, okologisch irrelevante Nutzungen handelt.
Z)Vgl. Meyer (0. FuBin. 14), S. 179ff.
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erlaubnispflichtig waren. Der Senat 146t daher ausdriicklich offen, ob Abga-
ben auch fur Nutzungen erhoben werden duirfen, die nicht erlaubnispflichtig
sind. Der Sache nach bleibt damit ebenfalls offen, ob es ein tragendes Argu-
ment ist, da} die genutzte Ressource einem umfassenden offentlichrechtli-
chen Benutzungsregime unterliegt®®), oder ob auch unabhdingig von einer
administrativen Bewirtschaftung des Umweltguts ein Nutzungsentgelt ver-
langt werden kann®"). In der Konsequenz der Entscheidung liegt die zweite
Alternative: der verfassungsrechtlich legitimierende Zweck der Abgabe ist
derselbe, wenn die Nutzung des Umweltguts nicht vom einfachen Gesetz-
geber unter Erlaubnisvorbehalt — gar mit Bewirtschaftungsermessen wie im
Wasserrecht — verboten worden ist, sondern die offentlichrechtliche Bewirt-
schaftung des Gutes unmittelbar durch das Abgabengesetz begriindet wird.
Warum auch sollte eine flexible 6konomische Ressourcenwirtschaft nur auf
der Grundlage eines ordnungsrechtlichen Bewirtschaftungsregimes errich-
tet werden duirfen??®)

In der Offentlichkeit war des ofteren die Meinung geduflert worden, nach-
dem das BVerfG den Kohlepfennig fur verfassungswidrig erklart habe®),
miusse das gleiche Schicksal dem Wasserpfennig zuteil werden. Diese Auf-
fassung ist kurzschlussig und verkennt, dafl beide Abgaben ganz unter-
schiedliche Funktionen haben. Der Kohlepfennig diente dazu, die Siche-
rung des Steinkohleeinsatzes bei der Verstromung zu finanzieren. Sein
Aufkommen wurde deshalb einem Sonderfonds, nicht dem Staatshaushalt
zugefuhrt. Somit handelte es sich nicht um eine Steuer, sondern um eine
auflersteuerliche Abgabe. Eine Gegenleistung erhielt der Abgabenpflichti-
ge nicht. Die Abgabe war also eine (Finanzierungs-) Sonderabgabe, deren
besondere Rechtfertigungsvoraussetzungen nach Auffassung des BVerfG
nicht gegeben waren. Die Stromverbraucher, auf die die Abgabe nach ihrer
Konzeption abgewalzt wurde, trifft namlich nach dieser Ansicht keine be-
sondere Finanzierungsverantwortung fur die Sicherung des Steinkohleein-
satzes bei der Stromerzeugung. Zumindest trifft sie keine Finanzierungsver-
antwortung fur die mit dem Kohlepfennig ebenfalls bezweckte Erhaltung
des deutschen Steinkohlebergbaus und die Sicherung der entsprechenden
Arbeitsplatze. Der Wasserpfennig ist demgegniiber ein Entgelt fur eine von
der offentlichen Hand erbrachte Leistung. Dieser Gesichtspunkt rechtfertigt
ihn auch dann, wenn man beruicksichtigt, daf3 die Wasserversorgungsunter-

26)So Muf3gnug (0. FuBn. 14); Hendler, NuR 1989, 22 (26).

2TY\SoMurswiek, Die Entlastung der Innenstidte vom Individualverkehr, Bd. I: Die Innen-
stadtzufahrtsabgabe, 1993, S. 37f.

28)Umso wichtiger und notwendiger wird die Abgrenzung der dffentlichen Giter!

29)NJW 1995, 381; dazu Wilms, NVwZ 1995, 550f.
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nehmen ihn faktisch an den Endverbraucher weitergeben, denn auch dieser
erhalt mit dem gelieferten Wasser ja die Leistung weitergereicht, fur deren
Inanspruchnahme die Abgabe erhoben wird. Deshalb steht der Wasserpfen-
nigbeschluf nicht im Widerspruch zur Kohlepfennigentscheidung, sondern
ist eine konsequente Weiterentwicklung der abgabenrechtlichen Rechtspre-
chung.

1V. Die weiterreichende Bedeutung der Wasserentnahme-
abgabenentscheidung

Die Entscheidung des BVerfG zu den Wasserentnahmeabgaben ist umwelt-
rechtlich von auflerordentlich groer Bedeutung. Das BVerfG nimmt hier
erstmals eine ressourcenokonomische Perspektive ein und begreift die of-
fentlichen Umweltgiiter als 0kologisch knappe und daher auch 6konomisch
verknappungsbedurftige Guter, die der Allgemeinheit rechtlich zugeordnet
sind. Diese — zutreffende — Betrachtungsweise ermoglicht es, die Knappheit
der Umweltgiiter nun auch verfassungsrechtlich adaquat zu verarbeiten. Die
okologisch schon langst existierende faktische Knappheit wird als objektiv
vorgegebenes Datum begriffen, dem die Rechtsordnung sich stellen muf.
Damit ist ein erster und auBerst wichtiger Schritt getan, um von einem
bloBen Umweltreparaturrecht zu einem Umweltrecht zu kommen, das die
Umwelt in ihrer Eigengesetzlichkeit zu erhalten strebt, zu einem 6kologi-
schen Recht. Mit diesem Beschluf3 ebnet das BVerfG verfassungsrechtlich
den Weg in eine 0kologische Ressourcenwirtschaft.

Konsequenzen wird die Entscheidung zuniachst fur die Beurteilung son-
stiger Umweltabgaben haben. Der Grundgedanke des Beschlusses, daf
namlich fur die Nutzung offentlicher Umweltguter wegen ihrer okologi-
schen Knappheit ein Preis verlangt werden kann, um den mit der Nutzung
verbundenen okonomischen Vorteil abzuschopfen und so den Umfang der
Nutzung zu begrenzen, muf} nicht auf das Wasser beschrankt sein, sondern
1aBt sich im Prinzip auf andere offentliche Umweltguter ubertragen. Freilich
weisen alle offentlichen Umweltgiuiter ihre faktischen Besonderheiten auf,
die auch rechtlich von Bedeutung sein konnen. Dies beginnt schon mit der
Frage, welche Umweltguter eigentlich »offentliche« Umweltguter sind.
Dies ist ein bislang juristisch noch unzureichend bearbeitetes Feld. Ein an-
deres Problem kann die individuelle Zurechenbarkeit des Nutzungsvorteils
sein. So wird es eingehender Untersuchungen bedurfen, ob die Grundsatze,
die das BVerfG in seinem Wasserpfennig-Beschlufl formuliert hat, bei-
spielsweise auf erlaubnispflichtige Luftnutzungen — also z. B. Genehmigun-
gen zur Emission bestimmter Schadstoffe im Rahmen einer immissions-
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schutzrechtlichen Anlagegenehmigung — oder sogar auf nichtgenehmi-
gungsbedurftige Emissionen (unter welchen Voraussetzungen?) tibertragen
werden konnen.

Mindestens ebenso grofle Bedeutung durfte der Wasserpfennig-Entschei-
dung tiber das Abgabenrecht hinaus fur das Umweltrecht im ganzen zukom-
men. Zu begreifen, daf 6ffentliche Umweltguiter Guter der Allgemeinheit
sind und daf} ihre Nutzung Teilhabe bedeutet, impliziert namlich auch den
Abschied von der Vorstellung, dall die Freiheit des Einzelnen zur Ver-
schmutzung der Umwelt prinzipiell unbegrenzt sei und die Einschrankung
dieser Freiheit aus Griinden des Umweltschutzes der Rechtfertigung bediir-
fe, die bei Zweifeln uiber die Notwendigkeit der Einschrankung, bei den all-
zu haufigen Beweisproblemen in bezug auf die Schadlichkeit bestimmter
Umwelteinwirkungen, nach dem Prinzip »in dubio pro libertate« zugunsten
des Umweltnutzers und zulasten der Umwelt ausgehen miusse. Sind die of-
fentlichen Umweltgiiter Guter der Allgemeinheit, dann ist es prinzipiell Sa-
che des Staates als des Sachverwalters der Allgemeinheit, uber den Umfang
ihrer Nutzbarkeit zu entscheiden®®). Schon hierin liegt — sofern sich nicht
umweltbezogene Teilhaberechte aus der Verfassung ableiten lassen — die
Rechtfertigung entsprechender Begrenzungen der Freiheit zur Um-
weltinanspruchnahme. Sind die Offentlichen Umweltgiiter 0kologisch
knapp, dann kann die Freiheit zu ihrer Nutzung nicht unbegrenzt sein. Auch
diese Erkenntnis vermittelt der Beschluf3 des BVerfG. Auf dieser Basis 143t
sich an einem 0kologisch orientierten Rechtssystem weiterbauen.

30 Vgl. Murswiek, DVBI 1994, 77 (81ft.).
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Mehr Arbeit trotz oder wegen Steuerreform?

Joachim Mitschke*

L

Der Reformwind weht aus Westen. Von dort, so der fromme Glaube akade-
mischer und politischer Okonomen, kommt alles wirtschaftliche Heil, theo-
retisch und praktisch. Die Wirtschaftsmode, die uns auf diese Weise mit ar-
ger transatlantischer Verspatung beschert wird, benutzt als Schnittmuster
eines der Totems der Nationalokonomie, das Angebot. Man trigt Angebots-
politik, ein gutes Jahrzehnt nach den Reaganomics. Folglich geht der Tenor
der kursierenden Steuerreformplidne vorrangig dahin, die Angebots-
bedingungen fiir Kapital und Arbeit durch Steuerreform zu verbessern. Dies
soll dann Produktionswachstum und Arbeitsplitze schaffen. Ein Reform-
kommissionsmitglied hat die Rezeptur bei einer Sachverstindigenanhorung
auf den Punkt gebracht: Man setze durch Steuertarifsenkung ausreichende
Investitionsanreize, so wiirden die Unternehmen schon den Produktions-
apparat erweitern, und das Einkommen aus den neu geschaffenen Ar-
beitsplidtzen erzeuge dann Nachfrage.

Was immer man von der Wachstumskur fiir den Arbeitsmarkt halten mag,
so verstandene Angebotspolitik stellt unternehmerisches Profitkalkiil und
okonomische Kausalitit auf den Kopf. Solange die Steuersitze nicht 100 %
erreichen, der Fiskus also nicht jede Ausgabe in voller Hohe subventioniert,
werden sich Unternehmen hiiten, dort zu investieren, wo erst das Einkom-
men aus den mit der Investition eingerichteten Arbeitsplidtzen Absatz-
chancen fiir die neuen Produkte eroffnet. Steuerliche Investitionsbegiinsti-
gung kann nicht fehlende Nachfrage ersetzen. Die Denkweise erinnert an
den als Say’sches Theorem iiberlieferten nirwana-approach der klassischen
Nationalokonomie, wonach sich in einer geschlossenen Wirtschaft jedes
Angebot seine eigene Nachfrage schafft und Unterbeschiftigung bei fle-
xiblen Preisen und Lohnen undenkbar ist.

Wirtschaftsmoden sind ebenso toricht wie Schuhmoden, indes weder so
amiisant noch so harmlos. Sie verdringen Einsichten und Erfahrungen, die
noch gestern die Lehrbiicher fiillten und das wirtschaftliche Geschick der west-

* Anmerkung der Redaktion: Dieser Aufsatz von Professor Dr. Joachim Mitschke ist in
gekiirzter Form erschienen in DIE ZEIT Nr. 7 vom 7. Februar 1997, S. 23. Der Abdruck
erfolgt mit freundlicher Genehmigung des Autors und der ZEIT.
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lichen Industriegesellschaften bestimmten. Die vorangegangene Generation
professioneller Wirtschaftsdenker und Wirtschaftslenker setzte bis in die spi-
ten 70er Jahre auf die keynesianische Lehre einer nachfrageorientierten Kon-
junktur- und Beschéftigungspolitik. Die als dauerhaftes deficit spending poli-
tisch miBlverstandene und mifSbrauchte Handlungsanleitung hinterlie3 bose
Locher in den 6ffentlichen Haushalten und schreckte Regierungen und Zen-
tralbanken durch das Gespenst der Stagflation, allgemeiner Preissteigerungen
bei stagnierender Giiterproduktion und Beschiftigung.

Uber die triiben Ergebnisse der so diskreditierten 6ffentlichen Ausgaben-
politik gerit nun aber die ebenso alte wie richtige Fundamentalerkenntnis in
Vergessenheit, daf sich die tatsidchliche Hohe von Produktion und konjunk-
turell bedingter Beschiftigung nicht nur am Giiterangebot, sondern auch an
der monetidren Gesamtnachfrage entscheidet. Damit sind wir beim anderen
Totem der Nationalokonomie, bei der Nachfrage. Aus diesem Blickwinkel
ist es in einer Abschwungphase zunichst ein konjunktureller Kunstfehler,
die Ausgaben des Staates und der Parafisci wie im gerade beschlossenen
,.Sparpaket™ prozyklisch zuriickzunehmen. Andererseits ist offenkundig,
daB3 nicht zuletzt der vereinigungsbedingte Anstieg des Kapitaldienstes die
offentlichen Haushalte zu erdrosseln droht, es also nicht erst der Berufung
auf die Maastricht-Kriterien bedarf, um von der Kreditfinanzierung und
Haushaltsauslagerung laufender Staatsausgaben Abschied zu nehmen. Ste-
te Ausweitung der staatlichen Nettokreditaufnahme treibt das Zinsniveau in
die Hohe und verdringt so konjunkturwirksame Ausgaben der Privaten
(,,crowding out-Effekt*).

11

Fillt der Staat als unmittelbarer Nachfrageakteur aus, und soll das Wohl und
Wehe der deutschen Volkswirtschaft auch nicht allein und auf Dauer am
Wechselkurstropf der Exporte hingen, so erforderten die erklidrten Wachs-
tumsziele, der privaten Binnennachfrage durch Steuerreform aufzuhelfen.
Wie sich zeigt, reichen die Leitzinssenkungen der Bundesbank nicht aus,
die Ausgabenfreude von Investoren und inlédndischen Konsumenten zu he-
ben und dem Angstsparen der privaten Haushalte in der Rezession entge-
genzuwirken. Geboten wire, insbesondere das verfiigbare Einkommen der
Arbeitnehmer durch Steuerentlastung zu steigern und so die Massenkauf-
kraft zu stiarken.

Dies wiederum wiirde Sachinvestitionen lohnend machen. Sie wiren freilich
nur dann im Inland zu halten, wenn die inlindische Nach-Steuerrendite mit der
auslidndischen mithalten konnte. Natiirlich gehen in das Kalkiil des Investi-
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tionsprofits nicht nur Steuern ein, und natiirlich entscheiden sich Standorte
auch nach Arbeitskosten, Wechselkursrisiken, staatlichem Rechtsschutz und
Marktnéhe. Indes istnach einschneidenden Reformen in den industriellen G 7-
Staaten die hohe deutsche Steuerbelastung insbesondere von einbehaltenen
Gewinnen trotz aller Abschreibungs- und Riickstellungserleichterungen unbe-
streitbar, so daf} es angezeigt wire, unternehmerische Ertrags- und Substanz-
steuern abzusenken. Uber solche Einsicht hilft zunzichst auch nicht das Bedau-
ern unlauterer internationaler Standortkonkurrenz hinweg.

Der Haken an einer nachfragewirksamen Steuersenkung fiir Arbeitneh-
mer und Unternehmer ist, daB} sie iiber die Verkiirzung von Haushaltsein-
nahmen nicht zu Lasten der staatlichen Giiternachfrage gehen darf. Anson-
sten wiirde lediglich zwischen Staatsausgaben und Privatausgaben ohne
Expansionseffekt umverteilt.

Nun haben allerdings Fiskalisten und Etatisten der Steuerreform in ihrer
Gesamtheit weitgehende Haushaltsneutralitit jenseits aller Konjunktur-
iiberlegungen verordnet und hochfliegenden Reformplidnen schon vor dem
Start die Fliigel gestutzt. Die Reform soll nichts oder wenig kosten, die Biir-
ger die Reform also selbst bezahlen. Unter scheinbarem Beistand der Fi-
nanzwissenschaft, die zu Recht niedrigen Steuersitzen bei breiter Steuer-
basis hartnickig und einhellig das Wort redet, haben sich die ,,Haushélter*
unter den Reformern ein ebenso schlichtes wie bauernschlaues Konzept der
Gegenfinanzierung zurechtgelegt. Die Segnungen der proklamierten Sen-
kung des Einkommen- und Lohnsteuertarifs werden den Arbeitnehmern
iiber die Steuerpflicht von Lohnersatz- und Lohnnebenleistungen, iiber die
Kiirzung von Arbeitnehmerfreibetrag und Entfernungspauschale weitge-
hend wieder abgeknopft.

Den Unternehmern soll es —um der sozialen Symmetrie willen — nicht viel
besser gehen. Sowohl die Reformplédne der Koalition als auch die der Oppositi-
on sehen vor, Abschreibungen, steuerfreie Riicklagen und Riickstellungen zu
begrenzen. Die tapfer geforderte Ausdehnung der Steuerpflicht privater Wert-
papier- und Immobiliengewinne erscheint im Aufkommenskalkiil — Vorweg-
nahme der Lobbywiderstinde? — mit erstaunlich geringen Betrdgen. Und weil
die Trivialarithmetik der etatistischen Gegenfinanzierung dann immer noch
nicht aufgeht, soll mehr oder minder unverhohlen die Erthhung der Mehrwert-
steuer herhalten, bislang allerdings gegen den Willen der Opposition.

111

Zweifelsohne kommt der Hohe des Einkommen- oder Korperschaft-
steuersatzes, weil leicht zu begreifen, eine stirkere Signalwirkung zu als der
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finessenreichen Legaldefinition der Bemessungsbasis. Und ohne ndhere
Bestimmung von GréBenordnungen ziehen Unternehmen eine Steuersatz-
senkung als definitive Steuerersparnis der Erleichterung von Abschreibun-
gen, Riicklagen und Riickstellungen vor, weil diese als Periodenverlagerung
der Bemessung nur Steuerstundung und Zinsgewinn verspricht. Aber so un-
bedarft sind Unternehmen denn doch nicht, daB sie die Nettorendite von In-
vestitionen allein nach den Steuersitzen berechnen und beurteilen wiirden.
Dies darf man entgegen opportunistischer AuBerungen auch fiir aus-
lindische Investoren annehmen, die nur im dilettantischen Ausnahmefall
die nationalen Unterschiede in der Definition der Steuerbemessungsbasis
aufler acht lassen.

Kompensiert nun die Summe aller gestrichenen Zinsgewinne anndhernd
die Steuerersparnis aus der Tarifsenkung, so besteht fiir Unternehmen kein
steuerlicher Anlaf} zu investieren. Zuséitzliche Konsumgiiternachfrage, die
nach Abzug von Importen die inlédndische Produktion beleben konnte, ent-
steht ohnehin nicht: Auch die weniger rechenbegabten Arbeitnehmerhaus-
halte werden nach solcher Reform die Entdeckung machen, daf} ihnen nach
Streichung von Abzugsmoglichkeiten und mehrwertsteuerbedingten Ver-
teuerungen kaum hoheres Realeinkommen verbleibt.

Eine so angelegte Einkommensteuerreform verfehlt ihre ureigensten
Wachstums- und Beschiftigungsziele. Unter dem Strich entlastet sie Ar-
beitnehmer und Unternehmer allenfalls marginal. Wenn sich aber weder die
betonten gesamtwirtschaftlichen Angebotsbedingungen noch die vernach-
lassigten gesamtwirtschaftlichen Nachfragebedingungen fiir Investition
und Konsumtion entscheidend verbessern, woher soll dann steuerinduzier-
ter Aufschwung und Beschiftigungsanstieg kommen?

Damit bleibt auch die Haushaltssanierung auf der Strecke. Das statische
Gegenfinanzierungskalkiil der Etatisten iibersieht die 6konomischen und
sozialen Folgewirkungen von Steuerpolitik. Wo nicht neben anderen Vor-
kehrungen das Steuersystem innerhalb seiner instrumentalen Tauglichkeits-
grenzen beschiftigungsfreundlich ausgerichtet wird, ist der weitere Anstieg
der Arbeitslosenzahlen unvermeidbar. Dies wird die Kassen der Ge-
bietskorperschaften und Sozialversicherungstriger unvermindert strapazie-
ren, so daB} die Vorhersage neuer Haushaltsdefizite keiner professionellen
Weitsicht bedarf.

Wer solche Zweifel an der Niitzlichkeit der umlaufenden politischen
Steuerreformpline sit, wird sich fragen lassen miissen, welche Reformal-
ternative denn geeignet ist. Produktionswachstum unter den Rahmenbedin-
gungen internationaler Standortkonkurrenz und ausgeschopfter Kreditfi-
nanzierung der Offentlichen Hand hervorzubringen. Mehr noch: Ist
Produktionswachstum iiberhaupt ein taugliches Mittel, um Arbeitslosigkeit
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einzudimmen, und will man zur Entlastung von Haushalt und Arbeitsmarkt
eines jener riicksichtslosen Wachstumskonzepte neu auflegen, die auf Um-
weltkosten gehen und die die Okologen iiberwunden glaubten? Lost die #l-
tere Generation zum wiederholten Mal ihre Probleme unverfroren auf dem
Riicken der Jugend, wo bleiben 6kologische Ansétze der Steuerreform?

1V.

Nach der amtlichen Statistik besitzen etwa 50 % der bundesweit registrier-

ten Arbeitslosen keine abgeschlossene Berufsausbildung. Von Arbeitslosig-
keit sind vorrangig Leichtlohnempfinger betroffen. Geringqualifizierte
stellen ein Fiinftel der Erwerbstitigen, aber die Hélfte der Arbeitslosen. Die
Arbeitslosenquote ist hier fast dreimal so hoch wie nach abgeschlossener
Lehre und etwa viermal so hoch wie nach Fachhochschul- oder Uni-
versitdtsabschluf3.

Jede dritte einfache Arbeitsgelegenheit wurde in den letzten zwei Jahr-
zehnten eingespart, insgesamt mindestens 4 Millionen Arbeitsplitze. Trotz
eines Beschiftigungsanstiegs von 13 % sank von 1983 bis 1994 die Zahl der
Arbeitsplitze fiir ungelernte Arbeitskréfte um 11 %. Stehen Bewerbern oh-
ne Ausbildung heute noch ein Fiinftel der Arbeitsplitze offen, so schitzt die
Arbeitsmarktforschung diesen Anteil fiir das Jahr 2010 nur noch auf ein
Zehntel. Immer stirker driangen qualifizierte Arbeitskréifte die unqualifi-
zierten aus dem Arbeitsmarkt (,,Domino-Effekt®).

Den steten Abbau einfacher Arbeitsplitze erklédrt zum einen die von den
Gewerkschaften aus Fiirsorge verfolgte Tarifsockelung. Der Abstand zwi-
schen dem tariflichen Mindestlohn und dem Facharbeiter-Ecklohn ist im-
mer geringer geworden. Dies hat qualifikationsbedingte Lohndifferenzen
eingeebnet und so insbesondere in den qualifikationsschwachen Leicht-
lohngruppen die Kosten der Arbeit einschlielich der Lohnnebenkosten
iiber ihren produktiven Beitrag angehoben. In vielen Branchen sind die un-
teren Tarifgruppen iiberhaupt nicht mehr oder nur diinn besetzt. Die Off-
nung der Grenzen verstirkt diese Tendenz: Entweder kommen die billigeren
Tagelohner selbst oder ihre in der Heimat hergestellten Waren.

Die Lohnnebenkosten, zum zweiten, hat der Fiskus dadurch in die Hohe
getrieben, daB} er in den Dienst der interpersonellen Umverteilung nicht nur
steuerfinanzierte Transfers, sondern zunehmend auch beitragsfinanzierte
Sozialleistungen eingespannt hat. Da ein generell verfiigbares, vom Ar-
beitsverhiltnis unabhingiges Grundsicherungssystem fehlt, iibertrug die
Sozialpolitik insbesondere der gesetzlichen Renten- und Krankenversi-
cherung immer mehr Mindestsicherungsaufgaben mit beitragssteigernden
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Folgen. Der versicherungsfremde Umverteilungsanteil wird in der gesetzli-
chen Rentenversicherung auf 25 bis 40 % veranschlagt. Was originirer Ge-
genstand eines umfassenden Gesellschaftsvertrags ist, findet sich als ko-
stenintensiver Bestandteil im individuellen Arbeitsvertrag.

Gegen den Verdrangungswettbewerb und Rationalisierungswettlauf im
unteren Lohnsegment vermag Produktionswachstum fast nichts auszurich-
ten, wie der stete Anstieg der auch nach jeder Konjunkturerholung verblei-
benden Sockelarbeitslosigkeit zeigt. Wo der tarif- und sozialpolitische Ord-
nungsrahmen marktraumende, Arbeit schaffende Lohne verhindert, haben
wir kein temporidres Konjunkturproblem des Giitermarktes, sondern ein
dauerhaftes Strukturdefizit des Arbeitsmarktes. Da ist nicht Neuordnung
des Steuersystems, sondern Neuordnung der steuerfinanzierten Grundsi-
cherung gefragt.

Diese neue Grundsicherung hat fiir nicht hoher qualifizierbare Arbeitneh-
mer die Voraussetzung zu schaffen, daB sie sich auf arbeitsplatzerhaltende
Niedriglohne einlassen konnen, ohne in Existenznote zu geraten. Dies wie-
derum erfordert, daf der Fiskus bediirfnisorientiert, transparent, ermessens-
frei, unbefristet und biirokratiearm aufbessert. Die Zustimmung der Ge-
werkschaften zur Tarifoffnung ist allenfalls eine notwendige, keine
hinreichende Bedingung der Beschiftigungswirkung. Die Grundsicherung
darf Arbeitsanreize nicht wie die Sozialhilfe lidhmen, Mitnahmeeffekte
nicht wie die tradierten Lohnsubventionen zu Lasten des Steuerzahlers be-
fordern. Fiigt sie sich wie in meinem Systemvorschlag des Biirgergelds in
die Einkommens- und Lohnbesteuerung ein, so beriihrt sie insoweit als Ne-
gativsteuerelement die iiberkommene Steuerordnung.

Die Akzeptanz eines Niedriglohnsektors nach amerikanischem Muster, des-
sen finanzielle Hirten tibrigens seit 21 Jahren ein Negativsteuerkonzept fiir Fa-
milien mit Kindern mildert (earned income tax credit-Programm aus 1975),
féllt insbesondere dem wohlstandsverwohnten Westen der Republik schwer.
Abersolange die Lohnanspriiche in européischen und asiatischen Konkurrenz-
landern nicht erheblich steigen — was Jahrzehnte dauern kann —, ist die Alterna-
tive der working poor gegeniiber arbeitsloser Armut das geringere Ubel.

Die Einsicht in das Erfordernis eines arbeitsplatzsichernden und arbeits-
platzschaffenden Niedriglohnsegments fiir Geringqualifizierte im regulédren
(ersten) Arbeitsmarkt begriindet indes nicht die pessimistische Vision eines
allumfassenden Niedergangs zur Tagelohnernation. Vier Fiinftel der heimi-
schen Erwerbsbevolkerung ist, weil ausreichend und gut ausgebildet, gar
nicht betroffen. Und so ist es durchaus konsequent, die Be-
schiftigungschancen jener anderen Hilfte von Arbeitslosen, deren Arbeits-
qualifikation und Produktivitit hohe Lohnanspriiche betriebswirtschaftlich
rechtfertigt, durch Produktionswachstum verbessern zu wollen.

Fragen der Freiheit, Heft 242 (1997) 39


Ulrike
Schreibmaschinentext
Fragen der Freiheit, Heft 242 (1997)

Ulrike
Schreibmaschinentext
_____________________________________________________________________

Ulrike
Schreibmaschinentext
_____________________________________________________________________

Ulrike
Schreibmaschinentext
Joachim Mitschke: Mehr Arbeit trotz oder wegen Steuerreform?


Joachim Mitschke: Mehr Arbeit trotz oder wegen Steuerreform?

Sicherlich ist nun Produktionswachstum kein monokausales, allein be-
steuerungsabhingiges Geschehen, sondern bestimmt sich makrodkono-
misch auch nach Zinsniveau, Wechselkurs und institutionellen Rahmenbe-
dingungen. Andererseits ist ebenso offenkundig, dafl das Steuersystem die
inldndische Giiter- und Diensteerzeugung behindern oder fordern kann.

V.

Solche 6konomische Einsicht legt den Konflikt mit Steuerjuristen und Oko-
logen an. Die einfluBBreichen Protagonisten einer rein fiskalischen Steuerleh-
re fordern — so etwa der Bundesfinanzhof oder die zunéchst desavouierte,
jetzt hofierte Einkommensteuerkommission —, dal das undurchschaubare
Einkommensteuerrecht zunichst einmal von den Fesseln auBerfiskalischer
Lenkungsnormen befreit wird. Transparenz schafft in der Tat die Vor-
aussetzung, dafl Unternehmer und Arbeitnehmer Steuerlasten kalkulieren
und Steuerbegiinstigungen ausschopfen konnen, tridgt also zu Entschei-
dungssicherheit und fairer Steuerlastverteilung — der strapazierten Steuerge-
rechtigkeit—bei. Und ohne Zweifel gilt es, dirigistische Fehllenkung von Ka-
pital und kasuistischen Unfug wie etwa die Rechenkunststiickchen beim
,.Sonderausgaben*“-Abzug abzustellen. Indes ist die hervorgehobene Verein-
fachung des Steuerrechts allenfalls eine Nebenbedingung, aber keine ori-
gindre Zielsetzung der Steuerpolitik. Die Simplizitit einer Kopfsteuer macht
dies augenfillig.

Soweit die Einkommensbesteuerung sozial- und familienpolitische Len-
kungsnormen enthilt, ist solche Gestaltung jenseits aller 5konomischen und
gesellschaftspolitischen Sinnhaftigkeit ohnehin nicht disponibles Ver-
fassungsrecht. Die jiingsten Beschliisse des Bundesverfassungsgerichts
zum Kinder- und Grundfreibetrag haben nochmals die finanzwissenschaft-
liche Auffassung bekriftigt, wonach nicht das Markteinkommen, sondern
das verfiigbare Einkommen nach Abzug vorrangiger familidrer und sozialer
Verpflichtungen das Besteuerungsobjekt ist. Wer Abziige vom Einkommen
fiir unvertretbar hélt, weil der Steuervorteil mit steigendem Einkommen zu-
nimmt, kann wie bei der gerade eingefiihrten Kindergeldregelung feste Ab-
ziige von der Steuerschuld, tax credits, vorsehen.

Das geltende Einkommen- und Ertragsteuerrecht (Korperschaftsteuer, Ge-
werbesteuer) ist durch seine Grundanlage wachstums- und beschiftigungs-
feindlich. Es bestraft trotz Abschreibungserleichterungen und Ausbil-
dungsfreibetrigen insbesondere die Sach- und Humankapitalbildung,
belohnt statt riskanter, schwankender Innovationsertrige den gleichméBigen
FluB eines sicheren Beamtengehalts und erschwert die betriebliche Anpas-
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sung von Produktionstechnologie und Produktpalette: Beim Strukturwandel
sind regelmiBig stille Reserven steuerpflichtig aufzul6sen (,,Jock-in-Effek-
te®).

Nun kann man Regeln der Einkommens- oder Gewinnermittlung und der
Tarifgestaltung nicht einfach ersatzlos streichen, sondern sie nur durch an-
dere, zielkonforme Vorschriften ersetzen. Daraus folgt zwingend, daf3 jed-
wede Art der Einkommens- und Ertragsbesteuerung, ja jedwede Art von
Steuer Wachstums- und Beschiftigungswirkungen hervorbringt, wir also
nicht die Wahl haben, solche (impliziten) Lenkungsnormen zu suspendie-
ren. Wir konnen uns lediglich zwischen beschiftigungsfreundlichen und
beschiftigungsfeindlichen Besteuerungsformen entscheiden.

VI

Okologen wird die vage politische Andeutung, daB nur umweltschonendes
Produktionswachstum, qualitative statt quantitative Ausdehnung, also
,,»Wachstum light* zur Diskussion steht, nach bosen Erfahrungen kaum be-
ruhigen. Und in den Vorschldgen zur Einkommensteuerreform ist denn als
zaghaftes 6kologisches Element lediglich die Ersetzung der Kraftfahrzeug-
Pauschale durch eine Entfernungspauschale auszumachen. Andererseits
vermag die wiederholt vorgetragene 6kologische These nicht zu iiberzeu-
gen, dall man mit Umwelttechnik und schonender Produktion Mehrbeschif-
tigung auch ohne den Preis von Naturschiden und Ressourcenausbeutung
erreichen konne, Naturerhalt mithin zum Nulltarif zu haben sei.

Umweltauflagen und Preise fiir bisher kostenlosen Naturverbrauch ver-
teuern die Masse der herkommlichen Giiter und Dienste und senken insbe-
sondere im Wettbewerb mit niedrigeren ausldndischen Umweltstandards
die heimische Erzeugungs- und Arbeitsmenge. Bei der erwogenen Ener-
giesteuer oder auch bei der Anhebung der Mineraldlsteuer ist die Verteue-
rung und Mengeneinschrinkung sogar die erklidrte Absicht oder Nebenab-
sicht. Den Konflikt zwischen den hochrangigen Beschiftigungs- und
Umweltzielen und das Dilemma, die Anndherung an eines der Ziele mit den
Opportunitédtskosten der Entfernung vom anderen Ziel zu erkaufen, hebt
keine Steuerreform auf.

Uberdies bleiben Zweifel, ob Besteuerung iiberhaupt ein besonders taug-
liches und zielgenaues Instrument der Umweltpolitik ist. So greift eine En-
ergiesteuer zu kurz. Bis zu einer technologischen Obergrenze gelingt es Un-
ternehmen durch Wahl des Produktionsverfahrens und privaten Haushalten
durch Umschichtung des Konsums relativ leicht, verteuerten Energiever-
brauch durch gleichermafen umweltbelastenden Sachgiiterverbrauch zu er-
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setzen. Man iiberschlage dazu einmal jenen enormen zusétzlichen Rohstoff-
(und Energie-)verbrauch, der anfillt, wenn der gesamte Fahrzeugbestand
einer Nation wegen der Einfiihrung verbrauchsparender Motoren nur ein
Jahr frither als technisch notwendig ersetzt wird. Mag man dies noch als ein
einmaliges, freilich jahrzehntelanges Ubergangsproblem einstufen, so wird
fiir andere Erzeugungs- und Konsumtionsvorgidnge der Ersatz von Energie-
verbrauch durch Rohstoffverbrauch auf Dauer angelegt sein. Der Fiskus
l4uft dann wie Hase und Igel mit der privatwirtschaftlichen Substitution um
die Wette.

Wenn eine Energiesteuer, wie von der Opposition beabsichtigt, aulerdem
noch die Lohnnebenkosten zur Verbesserung der Beschéftigung finanzieren
soll, ist sie allemal iiberfordert. Greift namlich die Energiebesteuerung,
dann schwindet ihr Aufkommen und ihre Finanzierungstauglichkeit. Ist ihr
Aufkommen aber hoch und finanzierungstauglich, dann verfehlt sie offen-
sichtlich ihren Zweck.

Die herrschende Mode in Okosteuern verdriingt als 6ffentlich-rechtliche
Umweltintervention zielgenauere Instrumente einer fortgeschriebenen Pri-
vatrechtsordnung, Umweltverbrauch auf seine Verursacher zuriickzuwil-
zen. Da gibt es eine breite Palette, externe Kosten zu internalisieren: Ver-
stirkung von Eigentumsrechten an Naturgiitern, Gefahrdungs- statt
Verschuldenshaftung bei Emissionen, Beseitigung von Haftungsgrenzen
bei umweltgefihrdender Produktion, Umkehr von Beweislastregeln im
Schadensersatzrecht.

VII.

Wenn das Institut fiir Arbeitsmarkt- und Berufsforschung der Bundesanstalt
fiir Arbeit den heutigen Fehlbestand an wettbewerbsfiahigen Arbeitsplitzen
auf nahezu 10 Millionen schitzt, und wenn man sich erinnert, dafl Massen-
arbeitslosigkeit die politische Verfassung dieses Landes erst in jiingster Ver-
gangenheit von Grund auf erschiittert hat, wird man den in den Steuerreform-
pldnen formulierten Wachstums- und Beschiftigungsvorrang schwerlich
bestreiten konnen. Ebenso wie Naturausbeute trifft ja Arbeitslosigkeit gera-
de auch die junge Generation. Damit kehren wir zwangsldufig zum
Ausgangsproblem zuriick, Einkommensbesteuerung innerhalb ihrer ge-
nerellen Tauglichkeitsgrenzen wachstums- und beschiftigungsfreundlich
und ohne Haushaltsrisiken zu reformieren.

Die Okonomen, die Reagan bei seiner radikalen Steuerreform von 1986
berieten, vertrauten auf die im Swiftschen Steuereinmaleins gebiindelte Er-
fahrung, wonach nicht jede Steuersatzsenkung ohne etatistische Gegenfi-
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nanzierung den Finanzminister ruiniert. Vielmehr steht zu erwarten, wie es
der Reagan-Berater Laffer nochmals in einer vielzitierten Kurve veran-
schaulicht hat (,,Laffer-Kurve*), dafl eine Steuersatzsenkung Giiternach-
frage und -angebot der Privaten stimuliert, das Volkseinkommen steigert,
Steuerwiderstand abbaut und so die Steuerbemessungsbasis erweitert. Um-
gekehrt lauft es bei Steuersatzerhohungen. Danach kann sich das gleiche
Steueraufkommen bei hohen und bei niedrigen Steuersitzen einstellen.
Theoriekonform stieg das amerikanische Einkommensteueraufkommen
nach 1986 mit jihrlich 7,3 Prozent erheblich schneller als vor der Reform
mit durchschnittlich 5,9 Prozent.

Nun sind freilich vorsichtige Haushilter und Kameralisten mit solchem
Wirkungskalkiil nicht zu beeindrucken. Beharrt man deshalb auf dem arith-
metischen Haushaltsausgleich beim status quo, so muf} bei ausscheidender
Kreditaufnahme die Steuertarifsenkung so steuerlich gegenfinanziert wer-
den, daB} die Abschopfungen der Gegenfinanzierung die tarifbedingte Ex-
pansion der Privatwirtschaft nicht vereiteln. Das klingt nach Quadratur des
Kreises. Entlastet man indes Einkommensschichten mit erfahrungsgemaf
hoher Ausgabenbereitschaft und belastet im Gegenzug solche mit geringer
Ausgabenfreude, so steigt trotz etatistischen Haushaltsausgleichs die pri-
vate Gesamtnachfrage und bei freien Kapazititen auch die angebotene Gii-
termenge.

Die Einkommen- und Lohnsteuer erfaflt seit Jahrzehnten nur etwas mehr
als die Halfte des in der volkswirtschaftlichen Gesamtrechnung nachgewie-
senen Volkseinkommens. Der Sachverstindigenrat hat dies im Jahresgutach-
ten 1995/96 erneut bestitigt. Etwa ein Viertel wird hinterzogen, der Rest ist
legal steuerbefreit. Die GroBenordnung der illegalen und legalen
Aufkommenseinbuflen liegt damit jeweils zwischen 100 und 150 Mrd. DM.
Unter den verschiedenen Erhebungsformen der Einkommensteuer liegt der
Aufkommensanteil der Lohnsteuer heute bei etwa drei Vierteln.

Die Einkommensteuer schont insbesondere private Kapital- und Immobi-
lienertriage, Einkiinfte also, die an Empfianger mit relativ geringer Ausga-
benbereitschaft gehen. Die Masseneinkommen der Arbeitnehmer dagegen,
die bei hoher Ausgabeneignung die Binnennachfrage nach Konsumgiitern
und damit auch die Investitionsgiiternachfrage entscheidend bestimmen,
trifft die volle Tarifstrenge. Die Ausgaben des Staates aus den vereinnahm-
ten Steuern konnen solche Kaufkraftabschépfung nicht kompensieren, ge-
hen sie doch zum erheblichen Teil als Personal- und Kapitaldiensttitel wie-
derum an Empfinger mit durchschnittlich hoherem Einkommen und
geringerer Konsumquote. Verbreiterung der Bemessungsbasis kann dem-
nach nicht heilen, Abzugsmoglichkeiten bei den ohnehin hoch besteuerten
Unternehmens- und Arbeitsertragen zu beschneiden, sondern die bisher ge-
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schonten Privatertrage aus Sach- und Geldkapital in die gesamtwirtschaftli-
che Steuerbasis einzubeziehen. Das gebieten im iibrigen nicht nur Beschif-
tigungsgriinde, sondern gleichermal3en einfachste Einsichten in eine ausge-
wogene Lastenverteilung.

Der als Gemeinwohlanliegen getarnte Widerstand der Interessen-
vertretungen gegen solche Besteuerungsabsichten ist vorhersehbar. Neben
mehr technischen, ausrdumbaren Einwénden zur Erfassung und Ermittlung
realisierter Immobilien- und Wertpapiergewinne mufl immer wieder der My-
thos der auszehrenden Kapitalflucht herhalten, um die Steuerreformer zu
schrecken. Wer am Fiskus vorbei seine Geldersparnisse in Luxemburg an-
legt, kommt zwar um den Zinsabschlag herum. Aber das kurzfristig expor-
tierte Geld bieten die luxemburgischen Filialen deutscher und auslidndischer
Banken vorwiegend wieder am deutschen Kapitalmarkt an, ist doch der Kreis
lukrativer, wahrungsstabiler und rechtssicherer Anlageldnder begrenzt. Von
Kapitalmangel kann trotz einer 6ffentlichen Verschuldung von rund 2 Billio-
nen DM keine Rede sein, wenn die bundesdeutschen Privathaushalte nach
der Bundesbankstatistik mittlerweile ein Nettogeldvermogen von 4,3 Bil-
lionen DM angehéduft haben, davon mindestens dreieinhalb Billionen
Inlandstitel. So konnte denn auch das Kapitalfluchtargument das Bundesver-
fassungsgericht bei seinen Auflagen zur Neuordnung der Zinsbesteuerung
nicht iiberzeugen. Die Beschiftigungsexpansion einer allgemeinen Steuer-
satzsenkung {iibertrifft um ein Vielfaches die Kontraktionstendenz einer
moglichen steuerbedingten Anspannung von Zinsniveau und Kapitalkosten.

Der Steuergesetzgeber rdumt zur Zeit der Arbeit einen jidhrlichen Ein-
kunfts-Freibetrag von 2000 DM, dem Privatkapital dagegen von 6000 DM
ein (,,Sparerfreibetrag®). Er begriindet den Kapitalfreibetrag mit Kaufkraft-
verlusten der zinstragenden Geldforderungen. Abgesehen davon, daf} auch
andere Einkiinfte wie Lohne und Unternehmensgewinne Kaufkraftein-
buBlen erleiden, hat die Begriindung nichts in einem vom Nominal-
wertprinzip getragenen Einkommensteuerrecht zu suchen. Glaubiger neh-
men in ihren Zinsanspriichen Kaufkraftverluste vorweg, der Fiskus braucht
sie nicht ein zweites Mal zu entschddigen. Seit lingerer Zeit ist bei stabilem
Preisniveau das Inflationskalkiil ohnehin iiberfliissig. Dies wird auch auf
absehbare Zeit rezessionsbedingt so bleiben.

Die jiingsten Kontrollen haben gezeigt, daf} die Finanzverwaltung steuer-
verkiirzendem Kapitalexport durchaus wirksam begegnen kann, wenn sie
ihre Befugnisse ausschopft. Schlieflich werden nicht Millionen inlédndi-
scher Geldgldaubiger auswandern wollen. Dies ist kein Grund, Steueroasen
iiber internationale Vereinbarungen nicht auszutrocknen und steuerliche
Standortkonkurrenz um Kapital und Arbeit nicht iiber Absprachen
einzudiammen. Die Standortkonkurrenz findet ohnehin dort ihre Grenzen,
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wo auch der auslidndische Fiskus seine Staatsausgaben aus Steuereinnah-
men finanzieren muf3.

Die politischen Unannehmlichkeiten und Querelen einer strikten Besteue-
rung von privaten Immobilien-, Versicherungs- und Kapitaleinkiinften ma-
chenes verlockend, die Senkung des Einkommensteuertarifs iiber eine einfa-
che Anhebung der Mehrwertsteuersitze haushilterisch gegenzufinanzieren.
Jedoch verteuert die Mehrwertsteuererh6hung nicht nur die Importe, was
manche anachronistisch als Schutzzoll gegen auslidndische Konkurrenz ver-
teidigen. Sie verteuert gleichermaflen die inldndische Produktion und Kon-
sumtion fiir Inlénder, schwicht also die Binnennachfrage. Riickgang oder
Stagnation inldndischer Giitererzeugung und Beschiftigung ist danach ab-
sehbar. Eine Mehrwertsteuererhohung verschirft trotz Differenzierung der
Mehrwertsteuersitze die Schieflage bei der steuerlichen Lastenverteilung,
da einkommensschwache Schichten einen hohen Anteil ihres Einkommens
auf die Deckung des lebensnotwendigen Bedarfs verwenden miissen.

Aber moglicherweise entscheidet das Schicksal der Steuerreform nicht
feingesponnenes Résonieren iiber Beschéftigung und soziale Lastenvertei-
lung sondern der probate Wettlauf der Finanzminister um die Verteilung der
Steuerbeute unter Bund und Léndern. Die Marktwirtschaftsdoktrin vermu-
tet hinter Konkurrenz immer etwas Niitzliches. Ob freilich diese Art von
Wettbewerb Nutzen stiftet, mii3te erst noch dargetan werden.
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Kritik und offene Fragen zur Freiwirtschaftslehre
Anmerkungen zu einem Kapitel aus dem Buch von
Bernd Senf: »Der Nebel um das Geld«')

Fritz Andres

Diese verdienstvolle Darstellung des Geldwesens und seiner Probleme ist
deutlich davon beeinflu3t, daf3 der Autor vor einigen Jahren die Freiwirt-
schaftslehre Silvio Gesells kennengelernt hat, sie — zumindest was ihre
Geldtheorie betrifft — tiberwiegend anerkennt und sogar nach eigenem Be-
kunden »mittlerweile fiir umwilzend« (Seite 32) hilt. Gerade deswegen ist
aber auch das Kapitel von besonderem Interesse, das der Autor mit »Kritik
und offene Fragen zur Freiwirtschaftslehre« (Seite 126—130) iiberschrieben
hat. Da es hdufig zu horende Bedenken zur freiwirtschaftlichen Geldreform
enthiilt, sollen hierzu, jeweils im AnschluB an die Uberschriften der behan-
delten Unterabschnitte, einige Uberlegungen beigesteuert werden.

1. »Unterschitzung der zu erwartenden Widerstinde«: Es wird nicht so
leicht vorkommen, dal jemand die Freiwirtschaftslehre wirklich verstan-
den hat und zugleich die Hindernisse, die ihrer Verwirklichung entgegen-
stehen, gering achtet. Der Autor bemerkt allerdings zutreffend, daf3 der
Widerstand nicht nur von den Nutzniefern der derzeitigen Geldordnung,
sondern — aus Unkenntnis — auch von denjenigen zu erwarten ist, die un-
ter ihr zu leiden haben.

2. »Gefahr von Kapitalflucht«: Wiirde bei Einfiihrung einer Liquidititsab-
gabe, wie der Autor befiirchtet, »das Geldkapital fluchtartig ins Ausland
abwandern und in andere Wihrungen umsteigen . . . (Kapitalflucht)«?
Von der Abgabe betroffen wiren die liquiden Mittel. Diese werden wei-
terhin in dem Umfang gehalten, wie es fiir die Transaktionen im Wirt-
schaftsleben notwendig ist, so daf} sich nur die Frage stellt, was mit den
dariiber hinaus gehaltenen Geldbestinden geschieht. Soweit sie infolge
der Abgabe die Konsumgiiternachfrage erhohen, kommt es zu einem ein-
maligen inflatorischen Schub (in GroBen der Fisherschen Verkehrs-
gleichung gesprochen: U steigt einmalig), dessen Grofie aber auch nicht
iiberschitzt werden sollte, zumal die Bundesbank gegensteuern konnte,

1) siehe Anzeige auf Seite 64 dieses Heftes
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indem sie einen Teil des Geldes aus dem Verkehr zieht. Soweit die liqui-
den Mittel dem Kapitalmarkt zugefiihrt werden, bedeuten sie eine Ver-
mehrung des Kapitalangebots und fiihren damit tendenziell zu einer
Zinssenkung, deren Grofe jedoch ebenfalls nicht iiberschitzt werden
sollte. Wer nun weder konsumieren noch sparen, sondern eben liquide
bleiben will, kann dies natiirlich im Ausland tun, soweit dies dort ohne
Nachteile moglich ist. Die erhohte Devisennachfrage wiirde den
Wechselkurs der D-Mark tendentiell sinken lassen, doch wire diese Wir-
kung nur eine voriibergehende, da die im iibrigen den Wechselkurs be-
stimmenden Kriifte sich bald wieder durchsetzen wiirden. Ubrigens hat
die Liquiditdtsabgabe auch, soweit sie — bei Erhohung der Nachfrage
nach Konsumgiitern — zu einem einmaligen Inflationsschub bzw. — bei
Erhohung des Kapitalangebots — zu einer Senkung des Realzinses fiihrt,
tendentiell eine Abwertung der D-Mark zur Folge.

Nur darf man sich keine falschen Vorstellungen vom Umfang der theore-
tisch zu erwartenden Wirkungen machen. Diese hingen einerseits davon
ab, welches Substrat genau mit der Abgabe belastet wird, also vom Geld-
bzw. Liquiditétsbegriff, auf den hier jedoch nicht eingegangen werden
soll. Sie hingen aber auch davon ab, in welcher wiahrungspolitischen Si-
tuation die Liquiditédtsabgabe eingefiihrt wird. Hierbei ist insbesondere
die Hohe der Inflationsrate sowie die Zinshohe bzw. -struktur von Bedeu-
tung: je hoher die Inflationsrate, desto weniger ist tiberhaupt mit
iiberschiissiger Liquiditét zu rechnen; das gleiche gilt bei hohen Zinsen
und bei einem deutlichen Abstand zwischen kurz- und langfristigen Zin-
sen, also einer steilen Zinsstrukturkurve. Umgekehrt ausgedriickt: nen-
nenswerte Risiken beziiglich der in Rede stehenden Effekte bei der Ein-
fiilhrung einer Liquiditdtsabgabe bestehen nur bei relativ stabilem
Geldwert und/oder niedrigen lang- und womdéglich hoheren kurzfristigen
Zinsen (inverse Zinsstruktur), denn dann ist die Liquidititshaltung in der
Regel relativ grof3. Allerdings werden diejenigen, die Liquiditét in nen-
nenswertem Umfang halten, durch den Diskussions- und Entscheidungs-
prozeB3, der schlieSlich zur Einfiihrung der Liquiditidtsabgabe fiihrt, ge-
warnt sein und vermutlich im Laufe dieses sich doch sicher iiber lingere
Zeit hinweg erstreckenden Prozesses, zumindest in seiner letzten Phase,
schon lidngst ihre liquiden Bestinde im Sinne einer der drei oben genann-
ten Moglichkeiten verwendet haben, so daf3 sich das Problem gelost hat,
bevor die Liquiditidtsabgabe zum ersten Mal erhoben wird.

3. »Ausweichen auf andere Geldvermehrungsmaoglichkeiten«: Fiihrt die Li-
quidititsabgabe, wie zu erwarten, zu Dauerkonjunktur und Vollbeschéf-
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tigung sowie zu einem allméhlichen Prozef sinkender Kapitalmarktzin-
sen, so wird selbstverstindlich, wie schon heute, jeder, der sein Geld am
Kapitalmarkt anlegt, zugleich die »Geldvermehrungsmoglichkeiten« bei
anderen Verwendungsarten im Auge behalten. Lassen wir einmal die zu
erwartende Entwicklung auf dem Bodenmarkt auB3er Betracht, weil dies
auch der Autor tut — eine Reform der Bodenordnung ist bekanntlich
zwingend erforderlich, bevor die Reform der Geldordnung ihre mittel-
bis langfristigen Wirkungen zeitigt —, so bleiben »Spekulationen der ver-
schiedensten Art« iibrig sowie der Erwerb von Sachkapital in Form von
Aktien, direkten Beteiligungen an Unternehmen usw.

Sinkende Kapitalmarktzinsen konnen natiirlich dazu fiihren, daf} Erspar-
nisse vermehrt bei der Spekulation eingesetzt werden. Deren Charakteri-
stikum ist aber gerade, daB3 eine hohe Liquiditétshaltung erforderlich ist,
damit fiir den Einsatz der richtige Moment abgepal3t werden kann. Keynes
hat das Spekulationsmotiv bekanntlich als eine der Ursachen fiir Liqui-
ditdtshaltung angesehen. Die Liquiditiatsabgabe wiirde also gerade die
Spekulanten treffen und diese, ganz entgegengesetzt zu der Vermutung
des Autors, zur Anlage auf dem Kapitalmarkt oder aber zur Spekulationim
Ausland (siehe 2.) veranlassen. Dariiber hinaus ist zu beriicksichtigen, daf3
die Chancen wie natiirlich auch die Risiken der Spekulation meist weit
tiber dem Zinssatz auf dem Kapitalmarkt liegen — weswegen sollte sonst
auch der Kapitalbesitzer auf den sicheren Kapitalmarktzins verzichten?
Ob der Realzins auf dem Kapitalmarkt dann 4% oder 0% betrégt, ist fiir
den Umfang des Spekulationskapitals wahrscheinlich weniger wichtig als
die Frage, wie viel Gelegenheiten zu Spekulationen in unserer Sozialord-
nung iiberhaupt geboten werden. Sollte die Devisenspekulation durch die
Zusammenfassung bisheriger Wihrungsgebiete in grof3ere Wihrungsriu-
me und durch eine berechenbarere Wirtschafts- und Wechselkurspolitik
nicht irgendwann einmal ihrer Grundlage beraubt werden konnen? Die
Konstanz der Wirtschaftspolitik und die allmahlich und organisch sich
vollziehenden Veridnderungen, mit denen bei Einfiihrung der freiwirt-
schaftlichen Geldreform zu rechnen ist, werden der Spekulation auch auf
anderen Gebieten den Boden weitgehend entziehen.

Mit Aktien und andern Unternehmensbeteiligungen mag zwar weiterhin
spekuliert werden, aber auch deren Ertrag wird als Folge der allgemeinen
Kapitalvermehrung auf ein Niveau sinken, das keine Knappheitsprimie
mehr enthilt, sondern nur noch im Einzelfall eine Priamie fiir das Risiko
der Anlage und ein Entgelt fiir die unternehmerische Leistung. Auflerdem
spricht viel dafiir, dal die Vermehrung des Kapitals und seine damit ver-

48

Fragen der Freiheit, Heft 242 (1997)


Ulrike
Schreibmaschinentext
Fragen der Freiheit, Heft 242 (1997)

Ulrike
Schreibmaschinentext
_____________________________________________________________________

Ulrike
Schreibmaschinentext
_____________________________________________________________________

Ulrike
Schreibmaschinentext
Fritz Andres: Kritik und offene Fragen zur Freiwirtschaft (Bernd Senf)


Fritz Andres: Kritik und offene Fragen zur Freiwirtschaft (Bernd Senf)

bundene Entmachtung die Art und Weise seiner organisatorischen Einbin-
dung in die Unternehmen nicht unberiihrt 146t. Es ist sehr fraglich, ob es
dann iiberhaupt noch handelbare Kapitalbeteiligungen an Unternehmen
im heutigen Sinne geben wird (s. dazu unter 7.), so dafl auch von da her der
Spekulation die Grundlage weitgehend entzogen werden diirfte.

4. »Regulierung der Geldmenge ohne Leitzins?«: Allerdings! Schon heute
sind gerade die zinsformigen Instrumente der Geldpolitik problematisch.
Bei einem Kapitalmarktzins von Null wiirden sie natiirlich vo6llig versa-
gen. Wo aber steckt das Problem? Die Bundesbank kann durch An- und
Verkauf von Vermogensgegenstinden, also durch Offenmarktpolitik die
Geldmenge vermehren oder vermindern. Sie konnte das neu auszugeben-
de Geld auch verlosen oder pro Einwohner gleichmiBig verteilen. Die
Verminderung der Geldmenge ergibe sich ohnehin zwanglos, wenn die
Bundesbank die Eingénge aus der Liquiditdtsabgabe ganz oder teilweise
nicht mehr in Umlauf bringen wiirde. Da die Liquidititsabgabe den Geld-
umlauf verstetigt, hat die Geldmengenpolitik nur noch eine Angleichung
an die Entwicklung des Sozialprodukts zu vollziehen, damit das Preisni-
veau konstant bleibt. Es wird dann mit einer ziemlich stetigen und vor-
hersehbaren Entwicklung zu rechnen sein, an die die Geldmenge auch
ohne zinspolitische Instrumente problemlos angeglichen werden kann.

5. »Kreditselektion ohne Zins?«: In diesem Punkt wird {iiberrasch-
enderweise immer wieder ein Problem gesehen. Warum?

Als Selektionsinstrument wirkt selbstverstidndlich ein Zins von Null
ebenso wie einer von 5%, denn es ist unter Verhéltnissen, unter denen das
Sachkapital keinen positiven Zins mehr abwirft, ebenso schwierig,
Investitionen zu téitigen, die ihre Abschreibungen voll verdienen, wie un-
ter den heutigen Bedingungen, neben den Abschreibungen auch die Ver-
zinsung des investierten Kapitals zu erwirtschaften. Ein Zins von Null
bedeutet, dafl Sachkapital immerhin noch, wie Keynes sagt, seine Ersatz-
kosten erbringen muf3. Es hat somit die Aufgabe, Vermogenswerte ohne
Verlust aus der Gegenwart in die Zukunft zu transportieren, zu erfiillen.
Und es diirfte klar sein, daf} es auch in einer solchen Situation beliebig
viele Investitionsmoglichkeiten gibt, die dieser Anforderung nicht ge-
recht werden und daher unterbleiben. Vereinfacht konnte man sagen:
vom heutigen Selektionskriterium Zins, das natiirlich die Tilgung ein-
schlief3t, bliebe nur noch die Tilgung iibrig! Wer nicht in der Lage ist, ei-
nen Kredit zu tilgen, wird ihn auch bei einem Zins von Null nicht bekom-
men; eine Investition, mit der nicht einmal ihre Abschreibungen
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erwirtschaftet werden konnen, wird auch in einer solchen Situation un-
terbleiben. Es ist eine falsche Vorstellung, zu meinen, die Nachfrage nach
Krediten wiirde bei einem Zins von Null ins Unendliche steigen, so daf}
es neuer, insbesondere biirokratischer Instrumente bediirfte, um auszu-
wihlen, welche Kreditwiinsche aus dem beschriankten Angebot von Er-
sparnissen befriedigt werden sollen.?)

Von der Notwendigkeit einer staatlichen Zuteilung der Kredite an die In-
vestoren bei einem Zinsniveau von Null — wie Senf argwohnt — kann nach
alledem keine Rede sein.

. »Die Macht der Banken«: Die Befiirchtung des Autors, die Banken konn-

ten die Sparzinsen fiir die Geldanleger zwar senken, nicht jedoch die Kre-
ditzinsen, erscheint unbegriindet, sofern es Wettbewerb unter Banken
gibt. Welches Unternehmen, welcher Investor, ja welcher Hiauslebauer
148t sich nicht von mehreren Banken Angebote machen, bevor er inve-
stiert. Zumindest hat er die Moglichkeit dazu, und die Offnung der Kapi-
talmirkte zu einem weltweit weitgehend interdependenten Kapitalmarkt
diirfte die Verhandlungsposition des Investors gegeniiber den Banken
eher verbessern. Wie gesagt: Wettbewerb unter den Kreditinstituten
vorausgesetzt! Banken und Versicherungen sollten deswegen aber auch
voll und ganz dem Kartellgesetz unterstellt werden.

Wenn von der Macht der Banken die Rede ist, so ist eine differenzierte
Betrachtungsweise angebracht: Wie gesagt, besteht sie bei der Vergabe
von Krediten im Prinzip bei ausreichendem Wettbewerb nicht. Der Ein-
fluB, den die Banken dank ihrer Kapitalbeteiligungen und des sog.
Depotstimmrechts auf die Unternehmen ausiiben kénnen, ist dagegen
von Bedeutung und stellt heute ein echtes Problem dar (siehe dazu auch
7.), zumal er natiirlich auch zu Wettbewerbsbeschrankungen auf dem
Kreditsektor genutzt wird. Gerade der Beteiligungsbesitz und damit
auch die Macht der Banken wiirde aber unter dem Einfluf3 der freiwirt-

2) vgl. dazu J.M. Keynes, Allgemeine Theorie der Beschiftigung, des Zinses und des Gel-

des, S. 316/317: »Ich bin iiberzeugt, dafl die Nachfrage nach Kapital streng begrenzt ist,
in dem Sinne, daf} es nicht schwierig wire, den Bestand an Kapital bis auf einen Punkt zu
vermehren, auf dem seine Grenzleistungsfihigkeit auf einen sehr niedrigen Stand gefal-
len wire. Dies wiirde nicht bedeuten, daf} die Beniitzung von Kapitalgiitern sozusagen
nichts kosten wiirde, sondern nur, da§ der Ertrag aus ihnen nicht viel mehr als ihre Er-
schopfung durch Wertverminderung und Veraltung, zusammen mit einer gewissen Span-
ne fiir das Risiko und die Ausiibung von Geschicklichkeit und Urteilsvermogen, zu
decken haben wiirde.«
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schaftlichen Reformen ganz wesentlich zuriickgedringt werden (siehe
dazu7.).

7. »Gewinnorientierung, Konkurrenz, Marktvermachtung und Aus-
beutung«: In diesem Abschnitt fiihrt der Autor einige Phinomene unse-
res derzeitigen Wirtschaftslebens auf, die er negativ beurteilt und die
nach seiner Meinung auch nach Einfiihrung der freiwirtschaftlichen Re-
formen weiter bestehen werden. Genannt werden etwa: »Fremdbestim-
mung der Arbeit«; »Druck der Konkurrenz, . . . der nicht nur belebende,
sondern auch spaltende Wirkungen hat: es bliebe ein Antrieb der Arbeits-
zersplitterung und Hierarchie, der Trennung von Hand- und Kopfarbeit
in den Betrieben und der Entfaltung von Macht auf den Bezugsmirkten
bzw. Absatzmirkten«; »Macht nach innen (gegeniiber den Beschiftig-
ten) und nach auflen (auf den Bezugs- und Absatzmirkten bzw. gegenii-
ber der Politik)«.

Hier zeigt sich, wie wichtig es fiir Verbreitung und Erfolg der Freiwirt-
schaftsbewegung sein wird, daB sie die Auswirkungen ihrer Vorschléige
auch auf die Binnenstruktur der Unternehmen und auf das Wettbewerbs-
geschehen auf den Mirkten deutlich herausstellt, sind es doch ganz be-
sonders diese Bereiche, die die Menschen im Arbeitsleben und von ihrer
Wahrnehmung des wirtschaftlichen Geschehens her vor allem in-
teressieren. Deshalb sei —an dieser Stelle nur schlagwortartig — folgendes
angemerkt: Dauerkonjunktur, wie sie durch eine Sanierung unserer Geld-
ordnung hervorgerufen wiirde, fiihrt zu Vollbeschiftigung und iiber diese
zu einem immer stirkeren Wettbewerb der Unternehmen um Mitarbeiter.
Spitestens bei Vollbeschiftigung wird deutlich, da3 das bisherige Ar-
beits- bzw. Lohnverhiltnis mit seinem eingebauten Interessengegensatz
zwischen Unternehmen und Mitarbeiter nicht mehr funktioniert: Der
Mitarbeiter kann seinem Desinteresse an einer Arbeit, deren wirtschaftli-
che Ergebnisse ihm nicht zugute kommen, offen Ausdruck verleihen, oh-
ne den Verlust seines Arbeitsplatzes befiirchten zu miissen! Der Wett-
bewerb gerade um gute Mitarbeiter wird die Unternehmen veranlassen,
diesen Ertragsbeteiligungen in irgendeiner Form anzubieten mit dem
Ziel, ihre Interessen mit denen des Unternehmens in Einklang zu brin-
gen. Dies ist ohne weitgehende Selbstbestimmung am Arbeitsplatz und
Mitbestimmung im Rahmen des Betriebszusammenhangs nicht moglich.
L&Bt man die Bodenfrage auch hier noch einmal auf3er Betracht und rich-
tet den Blick auf die Funktionen, die im Unternehmen zusammentreffen:
die eigentliche unternehmerische Funktion, die Arbeit und das Kapital,
so ist es keine Prophetie, sondern 146t sich im einzelnen zeigen, wie die
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Arbeit als knapper werdender Faktor bei Vollbeschiftigung an Einfluf3
im Unternehmen gewinnt, wihrend das Kapital als immer reichlicher
werdender Faktor an Macht, die ja immer auf Knappheit beruht, verliert.
Wihrend man sich nun noch vorstellen kann, daf} es so auf der Arbeits-
seite liber Ertragsbeteiligungen zu echter Partnerschaft zwischen dem
Unternehmen und den Mitarbeitern kommen kann, bedarf es einiger
Phantasie, sich die Verdnderungen auf der Kapitalseite vorzustellen:
denn dort wiirde sich die unternehmerische Funktion, die eigentlich vom
Kapitalbesitz zu trennen ist, in unseren heutigen Verhéltnissen aber vom
Kapital besetzt wird, allmihlich von diesem emanzipieren; das Kapital
wiirde sich dem Unternehmen im wesentlichen nicht mehr auf dem
Beteiligungswege, sondern nur noch als Fremdkapital zur Verfiigung
stellen und damit auch strukturell seinen Einfluf} verlieren. Man hiitte es
zuletzt zu tun mit dem unternehmerischen Menschen, der fiir seine Pro-
jekte Mitarbeiter gewinnt und dem andere Menschen, gegebenenfalls
vermittelt durch Banken oder sonstige Kreditvermittler, ihre Ersparnisse
zur Verfiligung stellen, weil sie ihm zutrauen, daB er sie ihnen nach einer
vereinbarten Zeit im vollen Realwert zuriickerstattet.

Die Auswirkungen dieser Entwicklung auf die Wettbewerbssituation in
den verschiedensten Branchen kann man sich am besten vorstellen,
wenn man sich vergegenwirtigt, dal3 die Vermachtung innerhalb der
Wirtschaft heute ganz wesentlich auf Kapitalverflechtung, d.h. auf Be-
teiligungsbesitz beruht: Konzernbildung, Unternehmensverflechtung
usw., dies alles wiirde auseinanderfallen und sich auflésen in die in
diesen Gebilden nur kiinstlich zusammengefallten echten unternehme-
rischen Einheiten, wenn iiber den Kapitalbesitz kein Einflul mehr aus-
geiibt werden kann.

Die Macht des Kapitals ist eben keine Naturtatsache, sondern beruht auf
seiner Knappheit. Deren Uberwindung bringt nicht nur den Zins zum
Verschwinden, sondern auch die strukturelle und organisatorische
Machtstellung des Kapitals innerhalb und auBlerhalb der Unternehmen.
Die Welt wird hier wie dort vollkommen anders aussehen, wenn das Ka-
pital durch die Uberwindung seiner Knappheit entmachtet sein wird, das
heiflt, wenn das Haben von etwas in den Beziehungen zwischen den
Menschen keine Bedeutung mehr hat.

. »Kritisches Verhiltnis zu den Gewerkschaften«: Auch dieser Abschnitt

zeigt, daf} der Autor die Auswirkungen freiwirtschaftlicher Reformen zu
einseitig nur im Verschwinden des Zinses sieht und dariiber ihre Konse-

52

Fragen der Freiheit, Heft 242 (1997)


Ulrike
Schreibmaschinentext
Fragen der Freiheit, Heft 242 (1997)

Ulrike
Schreibmaschinentext
_____________________________________________________________________

Ulrike
Schreibmaschinentext
_____________________________________________________________________

Ulrike
Schreibmaschinentext
Fritz Andres: Kritik und offene Fragen zur Freiwirtschaft (Bernd Senf)


Fritz Andres: Kritik und offene Fragen zur Freiwirtschaft (Bernd Senf)

quenzen fiir das Verhiltnis von Arbeit und Kapital vernachlidssigt. Wenn
Arbeitslosigkeit und Macht des Kapitals der Vergangenheit angehoren,
dann wird die bisherige historische Antwort auf diese MiB3stédnde dieses
Schicksal teilen miissen, mit anderen Worten, die Uberwindung der
Knappheit des Kapitals und damit seiner Macht bringt nicht nur den Zins
zum Verschwinden, sondern auch alle sonstigen, bisher zu wenig
herausgestellten, auf der Macht des Kapitals beruhenden Folge-
erscheinungen unseres Wirtschaftslebens. Es gibt dann keine Bedenken
mehr dagegen, Lohnhohe oder Ertragsbeteiligungsquoten sowie die tibri-
gen Arbeitsbedingungen vollkommen zum Gegenstand freier Vereinba-
rungen zwischen den Beteiligten werden zu lassen. Fiir kollektivvertrag-
liche Regelungen, wie sie unsere heutigen Tarifvertrige darstellen, ist
dann kein Bedarf mehr. Mit der Aufhebung des Interessengegensatzes
zwischen Unternehmer und Arbeiter werden auch die entsprechenden
Verbinde — Arbeitgeberverbinde und Gewerkschaften — iiberfliissig.

Die freiwirtschaftlichen Reformen sind in ihren Konsequenzen nicht zu
Ende gedacht, wenn der Autor meint, »solange Konkurrenzdruck und
privatwirtschaftliche Gewinnorientierungen herrschen, wird das Bestre-
ben der Unternehmen unter anderem dahin gehen, die Lohne als einen
Kostenfaktor niedrig zu halten und ein Maximum an Arbeitsleistung aus
den Lohnabhéngigen herauszuziehen. Selbst wenn durch Ausbleiben
von Krisen und Massenarbeitslosigkeit die Marktposition der Lohnab-
héngigen gestirkt wiirde, bediirfte es noch auf unabsehbare Zeit der Ge-
werkschaften, um die entsprechenden Interessen der Lohnabhéngigen
auch wirksam durchsetzen zu konnen«. Die wenigen Jahre der
Vollbeschiftigung von etwa 1955—-1967 lehren ein anderes: Wer damals
Einblick in die tatsichlichen wirtschaftlichen Verhiltnisse hatte, konnte
feststellen, welche grundlegenden Anderungen sich im Verhiltnis der
Unternehmer zu ihren Mitarbeitern anbahnten — ganz im Sinne der in
Ziff. 7 gemachten Andeutungen.

»Der Arbeitsmarkt — das hat die Geschichte des Kapitalismus immer
wieder gezeigt — reguliert sich nicht von selbst, und wenn er es tut, dann
mit der Folge unermeBlichen sozialen Elends«. Ja eben, die Geschichte
des Kapitalismus hat dies immer wieder gezeigt; mit den freiwirt-
schaftlichen Reformen soll jedoch gerade die » Vermarktung« der Arbeit
tiberwunden und eine vom Kapitalismus befreite Marktwirtschaft er-
reicht werden. Die Anschauung der kapitalistisch verfialschten Markt-
wirtschaft hat das Bild des Autors von der Marktwirtschaft so sehr ge-
prégt, daf3 er offenbar auch nach Durchfiihrung der freiwirtschaftlichen
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Reformen eine ablehnende Einstellung gegeniiber der Marktwirtschaft
beibehilt. Der »Gezeitenwandel«, den Keynes nach dem »sanften Tod
des Rentners«, d.h. nach Uberwindung des Kapitalismus prognostiziert
hat, wird es aber notwendig machen, sich auch gedanklich von altge-
wohnten Interessengegensitzen und Feindbildern zu verabschieden. An-
schauliche Darstellungen der Auswirkungen der freiwirtschaftlichen Re-
formen auf den verschiedenen Feldern des sozialen Lebens sind es, an
denen es vor allem fehlt. Sie wiirden der Freiwirtschaftsbewegung auch
Menschen zufiihren, deren Bereitschaft, sich mit Problemen des Geldwe-
sens zu befassen, erst geweckt wird, wenn ihnen die Auswirkungen der
Reformen in ihrem eigenen Lebensbereich deutlich werden.

Die Mitwirkenden dieses Heftes:

Fritz Andres
Dhaunerstraf3e 180, 55606 Kirn

Prof. Dr. Joachim Mitschke
Johann Wolfgang Goethe-Universitit, Frankfurt am Main,
Fachbereich Wirtschaftswissenschaften

Prof. Dr. Dietrich Murswiek,
Albert-Ludwig-Universitit, Freiburg im Breisgau
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Nachruf fiir
Dr. Ernst Winkler

Am 26. November 1996 starb in Pul-
lach bei Miinchen Dr. Ernst Winkler
im Alter von fast 92 Jahren. Das Semi-
nar fiir freiheitliche Ordnung verliert
mit ihm einen Freund und Mitstreiter,
der iiber Jahrzehnte hinweg seinem
engsten Initiativkreis angehorte und
von dem mafgebende Impulse fiir sei-
ne Entwicklung ausgingen.

Ernst Winkler ist geboren und auf-
gewachsen in WeiBlenbrunn bei Kro-
nach und verbrachte einen weiteren
Teil seiner Jugend in der Nihe von
Giinzburg. Erste Ficher seiner Nei-
gung waren Mathematik und Physik,
die er auch in Erlangen und Miinchen
studierte. Aulerdem beschéftigte er sich wihrend seines Studiums mit der
Philosophie und folgte damit einem Interesse, das ihm sein Leben lang er-
halten blieb. Von seinen Fihigkeiten her wire eine Universitidtslaufbahn
vorgezeichnet gewesen, die er urspriinglich auch anstrebte. Doch konnte er
sich aufgrund seines Freiheitssinnes und seines Strebens nach klaren Linien
mit den Intrigen seiner Lehrer bei der Assistentenbestellung nicht abfinden.
So verlie} er die Universitdt und trat in den Schuldienst ein. Sein erstes
Lehramt iibernahm er in Miinchberg in Franken. Bald wurde er jedoch an
ein Miinchner Gymnasium berufen und fand in Miinchen und der néheren
Umgebung dann auch seinen Lebensmittelpunkt. Er schrieb Lehrbiicher
und beteiligte sich intensiv an der Lehrerbildung, nicht nur in den erlernten
Fichern, sondern auch in Psychologie und Piddagogik. Er war ein umfas-
send gebildeter Gelehrter, brillant in Wort und Schrift. Unter seinen Kolle-
gen war er beliebt, weil er trotz seiner anerkannten Féahigkeiten — auch in
seiner schulleitenden Stellung — bescheiden und stets hilfsbereit blieb; seine
Schiiler schitzten ihn, auch wenn sein Unterricht hochste Anforderungen an
sie stellte.

Ernst Winkler kam in seinem Leben an eine wichtige Weichenstellung
durch die Begegnung mit Dr. Paul Diehl, einem Kollegen am Gymnasium,
dem er freundschaftlich verbunden war. Diehl war schon lange von der
Bedeutung der freiwirtschaftlichen Lehre Silvio Gesells iiberzeugt und hat-

Dr. phil. Ernst Winkler ()
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te deshalb seinen Freund immer wieder auf diese Wirtschaftstheorie hinge-
wiesen — so lange und offenbar so nachhaltig, da3 Winkler schlielich den
Entschluf3 zu einer Widerlegung fa3te, ein Vorhaben, das allerdings anders
ausging, als er zunichst selbst gedacht hatte. Denn bei dem Versuch, Wider-
spriiche in den Grundannahmen und den Folgerungen der Geldtheorie Sil-
vio Gesells aufzudecken, erkannte und anerkannte er schlie8lich die innere
Konsistenz und auch die Tragweite dieser Gedanken und war zum Schluf3
von ihrer Richtigkeit iiberzeugt, ja von ihrer Bedeutung beeindruckt. Resul-
tat dieser Auseinandersetzung war das Buch »Theorie der natiirlichen Wirt-
schaftsordnung«, in dem Winkler die Freiwirtschaftslehre vor allem auch
aus dem Gesichtspunkt des Mathematikers untersucht hatte.

Dabei blieb es jedoch nicht. Winkler gehorte nicht zu denen, denen das
Wissen geniigt. Er schlof sich nach dem Krieg der wiedererstandenen Frei-
wirtschaftsbewegung an und engagierte sich in ihr an vorderster Stelle. Er
gehorte zu den Mitbegriindern und zum Vorstand der Aktionsgemeinschaft
Soziale Marktwirtschaft (ASM), einem Zweckbiindnis von Freiwirtschaft-
lern und Neoliberalen, dem auch so prominente Personlichkeiten wie Alex-
ander Riistow, Franz Bohm und nicht zuletzt — als Ehrenmitglied — Ludwig
Erhard angehorten. In dieser verheiBungsvollen und durchaus einflufirei-
chen Initiative bekam jedoch nach dem Tode ihres eigentlichen Motors Otto
Lautenbach die neoliberale Seite das Ubergewicht, ohne daB es gelungen
war, ihr die freiwirtschaftlichen Erkenntnisse im notwendigen Malle nahe-
zubringen. Als sich daher abzeichnete, daf3 die Kapitalismuskritik der Frei-
wirtschaft in der Aktionsgemeinschaft nicht mehr erwiinscht war, schied
auch Winkler aus dem Vorstand aus.

Winkler hat seinen Lehrern und Mitstreitern Diehl und Lautenbach zwei
Darstellungen gewidmet, in denen er die Lebensbilder und das Wirken dieser
beiden fiir ihn so bedeutungsvollen Personlichkeiten kenntnisreich, ver-
stindnisvoll und einfiihlsam nachgezeichnet hat. Obwohl Winkler selbst si-
cher einer der kompetentesten Vertreter der Freiwirtschaftslehre war, lag es
ihm nicht, sich in den Vordergrund zu driangen. Es war ihm vielmehr ein An-
liegen, das Wirken und die Verdienste ihm nahestehender Personlichkeiten
zu wiirdigen und im rechten Lichte erscheinen zu lassen. Aus diesem Bediirf-
nis heraus ist die Schrift »Freiheit?« entstanden, eine Denkschrift fiir Otto
Lautenbach, in der er 26 Jahre nach dessen Tod die »Geschichte der
Freiwirtschaftsbewegung und ihren Beitrag zur Sozialen Markt-
wirtschaft«sowie die Verdienste Otto Lautenbachs dargestellt hat. Und aus
dhnlichen Motiven ist auch die Broschiire » Aufstieg oder Untergang« ent-
standen, in der er ein unvollstindig gebliebenes Manuskript und andere
Schriften seines Freundes Paul H. Diehl nach dessen Tod veroffentlicht hat in
dem sicheren BewuBtsein, damit nicht nur einen nicht mehr ausgesproche-
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nen Wunsch seines Freundes zu erfiillen, sondern zugleich den an einer Wei-
terentwicklung einer freiheitlichen Ordnung interessierten Lesern wesentli-
ches mitteilen zu konnen.

Von Anfang an gehorte Winkler dem Freundeskreis an, aus dem das Semi-
nar fiir freiheitliche Ordnung und die »Fragen der Freiheit« hervorgegangen
sind. Auf den Tagungen des Seminars war er meist als Referent, fiir die
»Fragen der Freiheit« war er mit vielen Beitrdgen als Autor engagiert. Die
am Schluf} dieser Wiirdigung aufgefiihrte Liste seiner Beitrdge in »Fragen
der Freiheit« zeigt, dall es ihm dabei nicht nur um die Wirtschaftstheorie
ging, sondern auch um sozialphilosophische und weltanschauliche Fragen.
Als Mathematiker und Physiker war er von den Umwiélzungen, die diese
Wissenschaften in unserem Jahrhundert erfahren haben, in hohem Malle
fasziniert. Die Konsequenzen, die sich daraus fiir ein modernes Weltbild er-
geben, haben ihn sein Leben lang und besonders wieder in seinen letzten Le-
bensjahren beschiftigt. Daher galt vor allem den Methodenfragen der Na-
tur- und der Sozialwissenschaften immer sein besonderes Interesse.

Vortrige von Ernst Winkler wurden meist zu Hohepunkten der Tagungen.
Vor allem konnte er zusammenfassende Darstellungen und Uberblicke mit
einer Brillanz geben, die gerade auch jlingere Zuhorer zu faszinieren ver-
mochte. Und die zeitlichen Uberschreitungen, in die er dabei nicht selten
aus Begeisterung iiber sein Thema geriet, wurden dann auch meist von den
gebannt seiner Rede folgenden Zuhorern nicht bemerkt. Aber es war nicht
nur das, was er sagte, es war die deutliche Wahrnehmung, daf} hier jemand
aus personlicher Uberzeugung und mit Engagement fiir die Sache sprach,
die die Zuhorer in seinen Bann zog.

Ernst Winkler wird uns in Erinnerung bleiben als ein Mensch, der von den
sozialen und den weltanschaulichen Fragen unserer Zeit tief ergriffen wur-
de, als ein Mann, der in bewegter Zeit fiir das stand, was er sagte, und der zu-
gleich immer wieder bereit war, in Frage zu stellen, was ihm bisher wissen-
schaftliche Uberzeugung gewesen war.

Aus dem literarischen Werk Ernst Winklers sei hier auf die Beitrige verwie-
sen, die er in den »Fragen der Freiheit« veroffentlicht hat:

Titel: Heft
Demokratie und Wirtschaftsordnung 13
Die Grundsitze des freien Kulturlebens 25
Zur Konjunkturpolitik 38
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Titel: Heft

Schwerpunkte einer geistigen Auseinandersetzung
Anregungen zur Diskussion der Referate von Sik und

Behrens iiber »Marktwirtschaft ohne Kapitalismus« 87/88
Uberwindung von Entfremdung und Ausbeutung des Menschen

—Zugleich eine notwendige Auseinandersetzung mit Marx — 87/88
Demokratie und Autonomie 94
Die Bedeutung des Zinsful3es fiir das wirtschaftliche

Gleichgewicht 101
»Gibt es einen Dritten Weg?« 105
Raum fiir den Menschen — Riickblick auf die 30. Tagung

des Seminars fiir freiheitliche Ordnung 113
Das Problem des Wirtschaftswachstums 115
Was heil3t,,sozial* in der sozialen Marktwirtschaft 118
Auseinandersetzung mit dem Neomarxismus 119
Paul Heinrich Diehl (10.1.1886-3.1.1976) 121
Grenzen des Staates in der Sozialpolitik 125
Bericht iiber die Tagung »Inflation und Vollbeschiftigung« 127
Die Wihrungsfrage als Rechtsproblem 129
Wirtschaftswachstum und Wirtschaftsplanung 130
Die Gefahr extremistischer Entwicklung durch

Ideologisierung des Bewuftseins 131

Wirtschaftsprobleme und Wirtschaftssysteme —
Ein Orientierungsversuch im Gestriipp der Interessen

und Interdependenzen 135
Berichtiiber die Tagung »Die Verantwortung des Menschen« 135
Wettbewerb oder zentrale Planung? 141

Die Ordnung der Kultur, des Staates und der Wirtschaft
fiir die Gegenwart — Sieben Thesen (Bei dieser Gemeinschafts-

arbeit war Ernst Winkler federfiihrend) 150
Silvio Gesells Zinslehre 167
Wert und Wihrung 198

Fiir das Seminar fiir freiheitliche Ordnung:

Fritz Andres, Eckhard Behrens, Jobst von Heynitz
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Verstaltungen

21. Miindener Gespriche

Vortrags- und Diskussionsveranstaltung der Sozialwissenschaftlichen
Gesellschaft 1950 e. V.

Wirtschaftswachstum — ohne Alternative?
Ablosung der Wachstumsideologie durch eine neue Okonomie

Samstag/Sonntag, 5./6. April 1997, Werratal-Hotels, Hann. Miinden,
Ortsteil Laubach

Samstag, 5. April 1997

9.30 Uhr Eroftnung der Tagung und Einfiihrung in das Tagungsthema
Ekkehard Lindner, 1. Vors. der SG
9.45 Uhr Wirtschaftswachstum — falsche Zielsetzung einer {iberholten
Wirtschaftstheorie
Vortrag von Carl Ibs, Dipl.-Ing., Braunschweig, ehem. Mitglied
der Stadtratsfraktion der GRUNEN
11.00 Uhr Wirtschaftliches Wachstum zwischen Zwang, Unvermogen und
Notwendigkeit, Vortrag von Jorg Gude, Dipl. Vw., Ass. jur.,
Hamburg
12.30 Uhr Mittagspause
14.00 Uhr Die Sphinx Wachstum
Vortrag von Prof. Dr. Hans-Werner Graf, Dipl. Vw., Dipl. Pol.,
Hochschule fiir Wirtschaft und Technik (FH), Fachbereich Wirt-
schaftswissenschaften, Mittweida
15.45 Uhr Kaffeepause
16.15 Uhr Nach uns die Sintflut?
Vortrag von Dr. Dirk Lohr, Dipl. Sozialwissenschaftler, Mann-

heim
18.00 Uhr Abendbrotpause
20.00 Uhr »Unsere >Un«welt — Einsichten in ein komplexes System«

Es liest die Sachbuchautorin Henriette J. Peisl, Miinchen, aus
ihrem gleichnamigen Buch, 1. Aufl. 1995

Sonntag, 6. April 1997

9.30 Uhr Rundgespriach mit den Referenten der Tagung und den Teilneh-
mern
Leitung: Ekkehard Lindner
12.00 Uhr Ende der Tagung

Buch- und Schriftenprisentation allein durch den Veranstalter.
Anmeldung nicht erforderlich. Eine Teilnehmergebiihr wird nicht erhoben.

Auskunft zum Tagungsablauf: Ekkehard Lindner, Behrensener Str. 18,
D-37186 Moringen, Telefon 055 03/3205.
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Verstaltungen

Tagungseinladung

Seminar fiir freiheitliche Ordnung e.V.

BadstraBe 35,73087 Bad Boll, Telefon (0 71 64) 3573

Reform der
Tagung Bodenordnung

vom 19.-20. April 1997 in 73087 Bad Boll, Badstraf3e 35 und
vom 26.-27. April 1997 in 42111 Neviges bei Wuppertal, Schanzenweg 86,
inder Silvio-Gesell-Tagungsstiitte

Mit diesem Elementar-Seminar wird den Teilnehmern eine Einfiihrung in die
volkswirtschaftliche Sonderstellung des Bodens, seine Verflechtung mit dem Ka-
pitalmarkt und seine Bedeutung als Arbeits- und Lebensgrundlage geboten. Je-
dermann bekannte Phidnomene aus dem Umgang mit dem Boden sollen ge-
sprichsweise zusammengetragen und weitergefiihrt werden zu rechts- und
wirtschaftswissenschaftlichen Einsichten.

Die bis heute anhaltende Tabuisierung der mit dem Boden zusammenhéngen-
den Fragen muB3 endlich aufgebrochen werden. Sonst wird es nicht moglich sein,
die dringenden Probleme in den Bereichen der Umwelt, des Wohnens, des Stéadte-
baus, der Einkommensverteilung u. a. auf tragfahiger Grundlage einer dauerhaf-
ten Losung zuzufiihren.

Von den methodischen Einsichten, die sich aus der Beschéftigung mit der Bodenfra-
ge gewinnen lassen, ergeben sich auch wichtige Ausblicke auf das Verhiltnis des Men-
schen zu deniibrigen Naturreichen: die Konzepte der Okosteuern und der Umweltzerti-
fikate finden dabei einen neuen Bewertungshintergrund.

Das hiermit angekiindigte Seminar zur Bodenordnung ist das zweite von 4 jeweils
parallel in Bad Boll und Neviges stattfindenden Elementarseminaren, die sich
durch einen nach didaktischen Gesichtspunkten gewihlten Aufbau und die semi-
naristische Durchfiithrung (jeweils nur kurze Impulsreferate mit anschlieender ge-
meinsamer Erarbeitung des Themas) besonders auszeichnen. Die Elemtarsemina-
re bauen aufeinander auf, konnen aber auch einzeln besucht werden, da die frither
erarbeiteten Ergebnisse, soweit sie fiir das jeweilige Seminar von Bedeutung sind,
kurz rekapituliert werden.

Die 4 Elementarseminare in ihrer Gesamtheit vermitteln einen Uberblick tiber
die freiheitliche Ordnung von Kultur, Staat und Wirtschaft. Sie geben dem Teil-
nehmer das Riistzeug, um sich in den oft schwer zu durchschauenden Zusammen-
héngen unserer Gesellschaftsordnung ein eigensténdiges Urteil zu bilden.
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19./20.4.1997
26./27.4.1997
20./21.9.1997
27./28.9.1997
25./26.10.1997
8./9.11.1997

Bad Boll ] Reform der Bodenordnung (Elementar-

Neviges seminar II)
Bad Boll ] Marktwirtschaft ohne Kapitalismus (Elemen-
Neviges tarseminar I11)

Bad Boll ] Die Entfaltung des Menschen in Kultur, Staat
Neviges und Wirtschaft (Elementarseminar I'V)

Samstag, den 19. bzw. 26. April 1997

9.30 Uhr
10.00 Uhr
10.15 Uhr

11.00 Uhr
11.15 Uhr

11.45 Uhr

12.30 Uhr
15.00 Uhr

16.30 Uhr
17.00 Uhr

18.30 Uhr
20.00 Uhr

Offnung des Tagungsbiiros

BegriiBung, Vorstellung des Seminars

Die Nutzung der Erde:

— Gemeingebrauch und

— Individualgebrauch erfordern Nutzungsbeschriankungen.
Pause

Der Wettbewerb um die Individualnutzung:
—Freiziigigkeit und

— Besitzstandsicherheit

miissen gleichzeitig moglich sein.

Der Zugang zur Individualnutzung:

—der Staat als Platzanweiser oder

—Bodenverteilung an den »besten Wirtx,

gesteuert durch Entgeltlichkeit der Nutzungsrechte.
Mittagspause

Die Formen der Entgeltlichkeit:

—Bodenrenten (Pacht, Erbbauzins, Bodenrentensteuer) oder
—Bodenpreise (Kapitalaufwand fiir Bodennutzungsrechte)
sind nicht gleichgiiltig.

Pause

Die Reform der Bodenordnung

—mit Hilfe des Erbbaurechts und

—durch Besteuerung der Bodenrente auf den Weg bringen!
Abendessen

Briiderliche Bodenordnung statt Ausbeutung und Kampf um den Raum

Sonntag, den 20. bzw. 27. April 1997

9.00 Uhr

10.00 Uhr

10.30 Uhr
10.45

12.00

Gemeinschaftsaufgaben wie

— Stadt- und Landesplanung und

— Umweltschutz von Hemmnissen freien.

Die Regeln zur Gestaltung, zur Nutzung und zur Teilhabe an der Erde
ergianzen und stiitzen sich

Pause

Podiumsdiskussion:

Was ist politisch machbar?

Tagungsabschluf3

Nach kurzen Einfithrungsreferaten ausfiihrliche Aussprachen zu jedem Thema.

Referenten:

Fritz Andres, Kirn, Eckhard Behrens, Heidelberg, und Jobst v. Heynitz, Miinchen
Anmeldung fiir Bad Boll: Tel. 0 71 64/35 73 oder 54 97 (Frau Grosz)
Anmeldung fiir Neviges: Tel. 020 53/21 71 (Frau Frenking)
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Die Christen fiir Gerechte Wirtschaftsordnung (CGW)
und die Initiative fiir Natiirliche Wirtschaftsordnung (INWO)
laden ein zur Tagung

Das Verhiltnis der Menschen zum Boden
Versuch einer Neubestimmung nach der Wende in Mittel- und Osteuropa
Donnerstag, 8. Mai — Sonntag, 11. Mai 1997

im Gistehaus des Karmelitenklosters, Karmel St. Teresa,
Schiitzenstra3e 12—-15, 16547 Birkenwerder

PROGRAMM
Donnerstag, 8. Mai 1997 (Himmelfahrt)
16.00 Uhr Anreise und Anmeldung im Sekretariat des Géstehauses
18.30 Uhr Abendbrot
20.00 Uhr Begriifung und Er6ffnung der Tagung,

Vorstellungsrunde und Gespriche
Freitag, 9. Mai 1997

8.00 Uhr Friihstiick
9.00 Uhr Vortrag von Dr. Reinhard Kérner OCD, Birkenwerder
»Okologische Krise und Schopfungstheologie« Diskussion
10.15 Uhr Vortrag von Prof. Dr. W. Dietrich Winterhager, Berlin
»Bodeneigentum und Bodenrente in der konomischen Theorie«
Diskussion
12.30 Uhr Mittagessen mit anschlieBendem Kaffeetrinken
15.00 Uhr Besuch des Museums »Checkpoint Charlie« in Berlin
18.30 Uhr Abendbrot
20.00 Uhr Vortrag von Werner Onken, Varel: »Die NWO-Bewegung Silvio Gesells
nach 1945 in der SBZ/DDR« Diskussion
Sonnabend, 10. Mai 1997
8.00 Uhr Friihstiick
9.30 Uhr Vortrag von Matthias Schillo, Berlin »Die Bodenreform in der SBZ und ih-
re Behandlung im deutsch-deutschen Einigungsvertrag« Diskussion
12.30 Uhr Mittagessen mit anschlieBendem Kaffeetrinken
15.00 Uhr Besuch der Ausstellungen »1893-1993/100 Jahre Eden-Genossenschaft«

und »Silvio Gesell — Leben und Werk« in Oranienburg-Eden

18.30 Uhr Abendbrot

20.00 Uhr Vortrag von Prof. Dr. Vladimir Pankov, Wien/Moskau
»Die Problematik des Bodeneigentums im Transformationsprozef3 in Ruf3-
land« Diskussion

Sonntag, 11. Mai 1997
8.00 Uhr Friihstiick
9.30 Uhr Vortrag von Giinter Bartsch, Freiburg

»Zukunftsperspektiven Mittel- und Osteuropas« Diskussion und Zusam-
menfassung der Tagungsergebnisse
12.30 Uhr Mittagessen, Kaffeetrinken, Abreise

Prospektanforderung und Anmeldung bei Werner Onken, Steenkamp 7,
26316 Varel, Tel. 044 51/8 57 14.
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Verstaltungen

Einladung
zur Mitglieder-Jahrestagung ‘97
der Christen fiir gerechte Wirtschaftsordnung (CGW) e.V.

Vom 18.-20. April 1997 in der Silvio-Gesell-Tagungsstitte Wuppertal

Die Christen fiir gerechte Wirtschaftsordnung (CGW) e.V. sind seit 1989
Nachfolger der schon 1950 gegriindeten Arbeitsgemeinschaft freiheitlich-
sozialer Christen (AfC) und verzeichnen seitdem einen regen Mitgliederzu-
wachs. Mit ihren Vorsitzenden Prof. Dr. Roland Geitmann (Kehl) und Dr.
Christoph Korner (Mittweida) sowie zahlreichen in der Freiwirtschaftsbe-
wegung bekannten Autoren und Referent(inn)en (H. Creutz, Dr. H. God-
schalk, K. Grundler, W. Heiser, J. Hiiwe, R. Mehl, W. Onken u.a.) machen
sie Bildungsarbeit vor allem im kirchlichen Umfeld und beteiligen sich z.B.
auch am 27. Deutschen Evangelischen Kirchentag in Leipzig und an der
2. Europiischen Okumenischen Versammlung in Graz.

Zu ihrer Jahrestagung ‘97 mit Mitgliederversammlung und zwolf thema-
tisch breit gefacherten Arbeitsgruppen (von Geldwesen, Bodenordnung und
sozialer Dreigliederung bis zu Leihgemeinschaften, Tauschringen und In-
ternet) sind neben den Mitgliedern alle an den CGW Interessierten, die eine
Mitgliedschaft erwédgen, herzlich willkommen.

Zur Anmeldung fordern Sie bitte ein Programm an bei der CGW-Geschiifts-
stelle, Gartenstral3e 28, 76770 Hatzenbiihl.
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1. Auflage Mai 1996
2. Auflage Juli 1996

B ERND S ENF

3. Auflage Oktober 1996 Der Nebel
um das Geld

BERND SENF

Der Nebel um
das Geld

254 Seiten, Pb.,

112 Abbildungen,

ISBN 3-87998-435-2
DM 29,80 / OS 250,00 = S :
SFR 31.80 Zinsproblematik < Wahrungssysteme - Wirtschaftskrisen

(unverb. Preisempf.) tin AutilArungsouch

Aus dem Inhalt:

Auf der Suche nach den Geheimnissen des Geldes
Naturaltausch » allgemeine Zahlungsmittel » Goldwdhrung

Die fatalen Folgen der Goldillusion

Geldschdpfung und Staatsverschuldung

Waéhrungsentwicklung und Wéhrungskrisen in Deutschland
Ursachen und Folgen von Inflation und Deflation

Der Zins als Ursache bzw. Verstédrker der Krisen

von Wirtschaft, Umwelt, Gesellschaft, Staat und 3. Welt
Instrumente und Probleme der Geldpolitik

Mégliche Alternativen zum bestehenden Geld- und Zinssystem
Bretton-Woods-System und Dollar-Herrschaft

Europdisches Wéhrungssystem und Devisenspekulation
Probleme der deutsch-deutschen Wé&hrungsunion

Europdische Wa&hrungsunion: Chance oder Gefahr fir Europa?

BERND SENF lehrt seit 1973 als Professor fir Volkswirtschaftslehre an der Fachhochschule fir Wirt-
schaft Berlin. Ein Schwerpunkt seiner Arbeit liegt in der allgemeinversténdlichen Vermittlung wirtschaft-
licher und gesellschaftlicher Zusammenhénge.
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